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1. Jahrgang.

Englands weiße Hilfe.
Jn den Kämpfen in Flandern wie im Artois (ſprich:

Artoa) wurden wiederholt auſtraliſche und amerikaniſche
Abteilungen wegen ihrer beſondern Leiſtungen hervorge-
hoben. Sie haben ebenſo, wenn ſchon ohne Erfolg, in Galli-
poli die Hauptlaſt des Krieges getragen und bis zur letzten
Zeit durch eine ſtarke Beſatzung in Aegypten den Engländern
die Laſt der Ueberwachung der Kolonien abgenommen.

Die Leiſtungen der weißen Kolonien Englands in dem
Weltkrieg überſchreiten denn auch durchaus das Maß deſſen,
was man für möglich gehalten hätte, und geben einen Hin-
weis darauf, was die Vereinigten Staaten von Amerikga,
falls ſich in dem amerikaniſchen Volk ein ernſthafter Kriegs-
wille erhebt, aufzubringen vermöchten.

Nicht weniger als 325 000 Mann hat Kanada
allein bisher geſtellt. Die Verluſte betragen bislang
90 000 Mann; in den Munitionsfabriken arbeiten mehr als
300 000 Mann. Kanada zählt allerdings 7—-8 Millionen
Einwohner und die Verhältniszahl fünf vom Hundert der
Geſamtbevölkerung entſpräche an ſich kaum dem Drittel
deſſen, was europäiſche Nationen an Mannſchaft für den
Krieg aufgebracht haben. Aber man vergeſſe nicht, daß kaum
die Hälfte der kanadiſchen Bevölkerung engliſcher Sprache
und angelſächſiſchen Stammes iſt, die anderthalb Millionen
Franzoſen verhalten ſich durchwegs kühl und ablehnend trotz

der lebhaften Agitation, die der frühere Miniſterpräſident
Laurier entfaltete. Von den Nichtengländern fallen noch
600 000--700 000 Einwohner deutſcher und öſterreichiſch-
ungariſcher Abkunft ins Gewicht. Wenn ſich Kanada bisher
geſträubt hat, die allgemeine Wehrpflicht einzuführen, ſo iſt
dies nicht zuletzt auf den Widerſtand der nicht angelſächſiſchen
Volkselemente zurückzuführen.

Auſtralien mit ſeinen 416 Millionen Einwohnern

Scheidem
Der Parteiausſchuß trat am Dienstag den 26. Juni

im Reichstagsgebäude zu einer Sitzung zuſammen.
Vorſitzender Ebert begründete die Notwendigkeit ſeiner Ein-

berufung. Statutengemäß habe der Parteiausſchuß an der Feſt-
ſetzung der Tagesordnung des Parteitags, der Beſtellung der Re-
ferenten uſw. mitzuwirken. Durch Umfrage habe ſich das nicht
erledigen laſſen. Ebert ſchlägt vor, die Tagesordnung der
Sitzung folgendermaßen feſtzuſetzen:

1. Bericht über die Stockholmer Verhandlungen;
2. Stellungnahme zum Parteitag;
3. Sonſtiges.
Den

Bericht über Stockholm
erſtattet Scheidemann: Die Augen der ganzen Menſchheit ſind
jetzt nach Stockholm gerichtet. Man erwartet jetzt von Stockholm
und den Sozialiſten, was man bisher von den Regicrungen lei-
der vergeblich erwartet hat: den Frieden. Ob die Stockholmer
Verhandlungen den Erfolg haben werden, uns dem Frieden
näher zu bringen, wer kann das wiſſen? Die bisherigen Ver
handlungen in Stockholm ſind nicht ſo verlaufen, wie wir das
gewünſcht hätten, aber viel beſſer, als manche von uns befürchtet
haben.

Viele Kräfte ſind am Werke, die Friedensarbeit von
Stockholm zu vereiteln. Das erbärmlichſte Beiſpiel dafür
ſind die Artikel der „Leipziger Volkszeitung“, welche angeblich die
Wahrheit über unſre Friedensarbeit verkünden ſollen. Der Un
abhängige Verfaſſer, dem offenbar noch nicht genug Blut ge-
floſſen iſt, hätte eine Zierde der nunmehr erledigten ruſſiſchen
Geheimpolizei werden können. Jn dem Augenblick, wo man end-
lich darauf rechnen kann, wenigſtens einige der ſozialiſtiſchen
Parteien wieder zuſammenzuführen, ſchleudert dieſer führende
Mann der Unabhängigen ſeine unſaubern Manſchetten in den
Saal, die er mit allerlei Verleumdungen bekritzelt hat. Als Do-
kument fanatiſchen Haſſes und als Gipfelpunkt politiſcher Ver-
logenheit werden dieſe beiden Aufſätze für zukünftige Hiſtoriker
dieſer Zeit wertvolles Material bieten.

Jrch müßte ſtundenlang darüber reden, wollte ich alle Ver-
dächtigungen und Unwahrheiten aufklären und zurückweiſen. Jch
will mich mit zwei Beiſpielen begnügen. Da iſt zunächſt mein
vekannter Glückwunſch an meine Solinger Wähler
vom Neujahr 1915. Daraus wird der Teikſatz: wir wollen
die Abſichten unſrer Gegner zuſchanden machen, wir wollen
ſiegen“ herausgegriffen. Damit war klipp und klar geſagt, daß
unſer Sieg darin beſtehen ſoll, daß wir die Anſchläge der Gegner
vereiteln. Jn der „Leipziger Volkszeitung“ aber wird dem Satz
eine längere Darlegung vorausgeſchickt, derzufolge die Mehrheit
lange Zeit einen Sieg im Sinne der Alldeutſchen erſtrebt habe!

Als angeblicher Beweis für unſre Zerſchmetterungsgelüſte wird

rein engliſchen Stammes und ausgeprägt engliſcher Reichs
geſinnung brachte nicht weniger als 300 000 Mann
auf die Beine. Darunter die tüchtigſten und ausdauernd-
ſten Schützenregimenter, über die die engliſche Armee ver-
fügt. Die allgemeine Wehrpflicht wurde auch in Auſtrali n
eingeführt, obwohl nach ihrer Einführung kaum eine größere
Streitmacht für europäiſche Schlachtfelder verfügbar wäre,
als ſie durch freie Werbung aufgebracht wurden. Gegen ein
Zwangsgeſetz ſträubt ſich in Auſtralien das demokratiſche
Selbſtgefühl der Arbeiterorganiſationen.

Dagegen iſt die allgemeine Dienſt pflicht auf Neu-
ſeeland eingeführt worden, trotzdem man dieſe Jnſel erſt
recht als Arbeiterrepublik bezeichnen kann, hier
überdies die Frauen einen großen beſtimmenden Einfluß
ausüben. Die Geſamtbevölkerung von 114 Millionen ſteht
ein Kontingent von 60 000 Mann gegenüber, das durch
vertragsmäßig feſtgelegte monatliche Nachſchübe von zwei-
einhalbtauſend Mann ſtets auf gleicher Höhe gehalten wird.
Die Neuſeeländer haben den Ruf ihrer militäriſchen Tüch-
tigkeit in den erfolgloſen Kämpfen auf Gallipoli begründet.
Sie haben ebenſo wie die Auſtralier dort wie auf den fran
zöſiſchen Schlachtfeldern die ſchwerſten Verluſte erlitten.
Diſe Opfer fallen um ſo mehr ins Gewicht, als die auſtca-
liſche Bevölkerung und ebenſo die von Neuſeeland ſeit Jahr-

sehnten eine geringe Vermehrung bei ſinkender Geburten
ziffer zeigt und kaum irgendwo der einzelne Menſch ſo ge-
ſchätzt und als Wert ſchlechthin betrachtet wird als in dieſen
beiden Republiken.

Der ſüdafrikaniſche Bund dürfte weit mehr
als 100 000 Mann ins Feld geſtellt haben. Mit der
Ausnahme einer Diviſion, die in Flandern ſteht, kämpft das

frühere Oberfeldherr Smuts hat an der Spitze von 6000,
Mann im vorigen Jahre Deutſch-Südweſtafrika
unter ſchweren Opfern und noch größeren Anſtrengungen
erobert und dann das Feld ſeiner Operationen nach
Deutſch- Oſtafrika verlegt.
kaniſche Bundesheer unter engliſcher Führung ſeit mehr als
einem Jahre mit den zweifelhafteſten Erfolgen.

Der deutſch-oſtafrikaniſche Krieg bildet ein
beſonderes Kapitel des Weltkriegs. Drei Jahre
hält in dieſer Kolonie der deutſche Oberſt Lettow-Vorbeck mit
ein paar hundert weißen Offizieren und Soldaten und
einigen tauſend Negern der zehnfachen Uebermacht
ſeiner Gegner die Spitze. Nachdem er zweimal nachein-
ander den Angriff engliſch-indiſcher Streitkräfte, die im
Norden der Kolonie gelandet waren, in ſiegreichen Ge-
fechten abgewieſen, kämpft er gegen die vereinigte Macht
der Belgier aus dem Kongo, der Portugieſen und der Rho-
deſier und des ſüdafrikaniſchen Bundesheers. Der Schau-
platz der Kämpfe, die ſich in der Form des Kleinkriegs ab-
ſpielen, umfaßt das Gebiet im Süden der Kolonie zwiſchen
dem Nyaſſaſee, der Grenze von Mozambique und der Küſte,
deren Saum allerdings in der Gewalt des Gegners iſt. Die
Landſchaft, bedeckt mit Buſch, Urwald, Elefantengros, liefert
den Schauplatz der Kämpfe, in denen die Künſte des Jn-

dianerlriegs ihre Wiederauferſtehung feiern. Hier wird

Laube, das Knarren eines zerbrochenen Aſtes zu einem Er-
eignis, das die Schickſale einer Unternehmung beſtimmen
kann. Die Buſchmänner mit ihrem ſcharfen Sinn ſind die
beſten Helfer beider kämpfenden Parteien.

Noch immer ſteht Lettow-Vorbeck mit ſeiner kleinen
ſüdafrikaniſche Bundesheer auf afrikaniſchem Boden. Der

aus meinem Satze das Wort „Siegen“ hervorgehoben. Wie blöd-

Schar unbezwungen da.

ann über Stockholm.
Das Zuſtandebringen der Stockholmer Konferenz begegnete

ſinnig dieſe Auslegung iſt, beweiſt der einfache Hinweis auf unſre großen Schwierigkeiten und wäre ohne Borgbjergs Mit
vorhergegangenen Erklärungen vom 4. Auguſt und 2. Dezember wirkung vielleicht gar nicht gelungen.
1914, in denen wir jede Eroberungspolitik

weit von uns weiſen.

Jn zahlreichen Reden und Artikeln habe ich auseinandergeſetzt,
daß unſer größter Sieg darin beſtehen werde, die gegneriſchen
Pläne zu vereiteln.

Weiter legt die „Leipziger Volkszeitung“ in ihren Artikeln
dar, ich hätte im März 1915 nicht gewagt, über den Frieden zu
ſprechen, und erſt Haaſe habe geſagt, was nötig geweſen ſei.
Tatſächlich hat Haaſe am 10. März zur auswärtigen Politik ge-
ſprochen, und zwar im Auftrag der Frakkion, die ſeine
Rede ausdrücklich feſtgelegt hatte. Jch habe dann
nach Haaſe am 17. März wiederum im Auftrag der Fraktion
über die innere Politik zu ſprechen gehabt. Jch habe meine Rede
ſo angefangen: „Was zur auswärtigen Politik zu ſagen war,
hat neulich mein Parteifreund Hagſe gus geführt. und iſt
in den Erklärungen der Fraktion vom 4. Auguſt und
2. Dezember niedergelegt. Es iſt ſeither kein Ereignis ein-
getreten, das uns veranlaſſen könnte, davon im gerinagſten abzu-
gehen.“ Was hat die „Leipziger Volkszeitung“ aus dieſem ein
fachen Tatbeſtand zuſammengefälſcht! Jhre Zitate ſind aus dem
Zuſammenhang herausgeriſſen, und zwar, um beſſer auf die
Urteilsloſen zu wirken, ohne daß auf die politiſche Situation
irgendeine Rückſicht genommen wird, in der ſo oder anders ge-
ſprochen wurde. Richtig iſt an der ganzen „Ernthüllung“ nur das
eine, daß wir mehrfach in der Frattion abgelehnt haben, zu be-
ſtimmten Zeiten im Reichetag über den Frieden zu ſprechen,
nämlich dann, wenn es nach der militäriſchen und politiſchen
Lage Wahnſinn geweſen wäre und dem Frieden nur geſchadet
hätte.

Zu derſelben Zeit, als wir es ablehnten, im Reichstag
beſtimmte Dinge auszuſprechen, haben wir ſie hundertfach in
Volksverſammlungen geſagt. Es kommt darauf an,
wo und wann man ein Wort ſpricht. Praktiſche Polik iſt
nicht unabhängig von Raum und Zeit. Es kann Pflicht für uns
ſein, das gleiche vier oder fünfmal im Reichstag und hundert-
mal in Volksverſammlungen zu ſagen, aber es könnte unter Um-
ſtänden ein Verbrechen oder eine Eſelei ſein, es auch nur ein
zweites Mal zu wiederholen. Wir ſind immer energiſch

für einen Frieden der Verſtändigung
eingetreten. Wir haben niemals Grundſätze preisgegeben. Aber
Sozialiſt ſein, heißt nicht ein Papagei ſein, der immer dieſelben
Formeln herunterbetet. Wir tragen für unſre Taktik die Ver-
antwortung vor dem Land und vor der Geſchichte. Wir haben

Welches Mißtrauen hat
man in der ganzen Welt gegen die deutſche Sozialdemokratie
zu erwecken geſucht! Man hat uns als die eigentlichen Kriegs-
wüteriche, als die gehorſamen Diener des deutſchen Jmperialis-
mus hinzuſtellen geſucht. Die Denkſchrift, die wir über unſre
Friedensarbeit in Stockholm überreicht haben, wird manches Miß-
verſtändnis und viele darauf begründete Vorurteile hoffentlich
zerſtören. Freilich beginnt das Fälſchen und Verleumden ſchon
wieder. Aus der Bemerkung des „Vorwärts“, daß die Stockhol-
mer Zuſammenkunft der erſte Triumph ver Friedensbe-
wegunng ſei, macht die franzöſiſche Preſſe, der „Vorwärts“ habe
von einem erſten Triumph Deutſchlands geſchrieben.

Auch unſer Memorandum ven Stockholm iſt auf dem Um-
wege über die engliſche Preſſe durchaus unzutreffend nach
Frankreich übermittelt worden. Die engliſche Arbeiterbewegung
hat ja leider kein politiſches Organ und kaum ein Gewerkſchafts-
blatt mit irgendwelchem eignen Nachrichtendienſt. Die bürger-
liche Ententepreſſe lügt und ſchwindelt, und die „Humanitsé“
unterdrückt und verſchweigt vieles. Ueber unſre Arbeit berichtet
ſie in der Aufmachung des gewiſſenloſen „Homo“-Grumbach,
und da können Sie ſich ja denken, welches Bild entſteht. Allen
dieſen Treibereien kommt nun der Manſchettenſchreiber der
„Leipziger Volkszeitung“' mit ſeinen Verleumdungen und Fäl-
ſchungen zu Hilfe. Es iſt gar nicht zu ermeſſen, wieviel Blut an
den Fingern dieſer Biedermänner klebt. Ohne ſie wäre es viel-
leicht früher gelungen, die Internationale zuſammen zu bringen
und dann hätte der Menſchheit

viel Blutvergießen erſpart
bleiben können.

Scheidemann gibt dann eine ausführliche Darſtellung der
Reiſe Borgbjergs nach Petersburg. Obwohl Borg-
bjerg als neutraler Sozialiſt und Vertreter allgemeiner Menſch-
heitsintereſſen kam, war ſeine Miſſion recht ſchwierig. Aber die
authentiſchen Mittelungen, die er uns über unſre Friedensbe-
mühungen machen konnte, ſind doch ſehr wertvoll geweſen. Die
erſte Frage, die ihm von den ruſſiſchen Genoſſen geſtellt wurde,
war die, ob der Reichskanzler mit unſern Erklärungen einver-
ſtanden ſei. Da zeigte ſich ſofort, wie unglaublich falſch man im
Ausland über die Stellung der deutſchen Sozialdemokratie unter-
richtet iſt. Borgbjerg hat die ruſſiſchen Genoſſen gründlich da
rüber aufgeklärt, daß wir mit dem Kanzler nichts zu tun haben,
daß wir weder Regierungspartei noch Mehrheitspartei ſind. Eine
weitere Frage der Ruſſen ging dahin, ob andre Parteien mit uns
gleicher Meinung ſeien. Borgbjerg antwortete, daß zweifellos
nicht unbedeutende Teile des deutſchen Volkes ebenſo dächten wie

uns ſtets nach der jeweiligen Situation zu richten. wir. Er dachte dabei an Männer wie Theodor Wolff uſw
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Weiter fragten die Ruſſen, ob es in Deutſchland in abſeh-
barer Zeit eine Revolution geben werde, ob damit ſicher
zu rechnen ſei. Borgbjerg erwiderte, ſeiner Ueberzeugung nach
würde während des Krieges in Deutſchland ganz gewiß keine
Revolution eintreten, weil das ganze Volk darin einig ſei, daß
es ſich ſeiner Haut wehren müſſe. Oben gch dem Kriege revo
lutionäre Bewegungen eintreten würden, werde vom Ausgang
des Krieges und der Gewährung demokratiſcher Rechte abhängen.
Die Ruſſen dürften nicht glauben, daß in Weſteuropa eine Re
volution wie bei ihnen möglich ſei; eine ſolche hätte doch auch,
um das ihnen am nächſten liegende Beiſpiel anzuführen in
Dänemark, das demokratiſch regiert werde, gar keinen Sinn; nur
eine ſoziale Revolution könne für die Weſtſtaaten noch in Be
tracht kommen.

Der Arbeiter und Soldatenrat hat dann nach der Sitzung,
in der Borgbjerg empfangen wurde, noch ohne ihn über dieſe
Frage beraten, und einer ſeiner Beauftragten hat Borgbjerg
ſpäter mitgeteilt, daß ſeine

Miſſion geglücke
ſei: der Rat ſei bereit, zur Herbeiführung des Friedens im Sinne
der Internationale und der Wünſche des holländiſch-ſkanding-
viſchen Komitees mitzuwirken; er werde allerdings eine ſozia-
liſtiſche Friedenskonferenz ſelbſt einberufen. Borgbjerg betonte,
daß dieſe Konferenz nicht im Gegenſatz zu den Bemühungen des
holländiſch-ſkandinaviſchen Komitees ſtehen wird.

Scheidemann ſprach dann über die gegenwärtige
Lage in Rußland. Es könne nicht als ausgeſchloſſen er-
ſcheinen, daß ſich die Sache des Arbeiter- und Soldatenrates
tonſolidiere. Darauf deute die mit ungeheurer Mehrheit erfolgte
Bewilligung der ſogenannten Freiheitsanleihe hin; die ruſſiſchen
Genoſſen hätten damit Kriegskredite bewilligt, weil ſie der Mei-
nung ſeien, daß es ſich lohne, das neue Rußland zu verteidigen.
Sie hätten ſich damit auf den gleichen Standpunkt ge
ſtellt, den die deutſche Sozialdemokratie Deutſchland gegen-
über eingenommen habe.

Scheidemann berichtete dann eingehend über die Verhand-
hungen in Stockholm ſelbſt, die bereits aus der Preſſe
zum Teil bekannt ſind. Er hob hervor, daß nicht Branting,
ſondern Troelſtra bei den Verhandlungen mit der deutſchen
Delegation den Vorſitz geführt habe. Davids ausgezeichnete
Rede ſei nicht ohne Eindruck geblieben; die Delegation habe be
ſchloſſen, ſie im Druck erſcheinen zu laſſen und allen Delegierten
zugänglich zu machen. Unter den Worten Annerion, Entſchädi-
gung, Wiederherſtellung denke ſich jeder etwas andres; durch die
Stockholmer Beratungen und durch unſer Memorandum ſind die
Fragen einer erfreulichen Klärung entgegengeführt und eine
Unterlage für die weiteren Vereinigungsbemühungen geſchaffen
worden. Beſondern Wert haben wir darauf gelegt, durch doku-
mentariſche Darlegung unſrer Friedensarbeit die Mißverſtänd-
niſſe und unhaltbaren Vorurteile gegen uns zu zerſtreuen. Wir
hoffen, daß die genaue Darlegung unſrer unermüdlichen Arbeit
für den Frieden auch im Auslande allmählich die

Wahrheit zum Siege führen
wird; denn wir wollen bei niemand böſen Willen annehmen.
Unſre Darlegung wird auch die andern ſozialiſtiſchen Parteien
veranlaſſen müſſen, ſich über ihre Tätigkeit über den Frieden
auszuweiſen, wie es Thomas ja für die franzöſiſche Sozialdemo-
kratie ſchon in Ausſicht geſtellt hat. Vielleicht können wir dann
auch in dieſem oder jenem Punkte unſer Urteil über die Haltung
der franzöſiſchen oder engliſchen Sozialdemokratie während des
Krieges modifizieren.

Scheidemann faßte ſein
Urteil über Stockholm

dahin zuſammen, daß zunächſt viele Hinderniſſe des ge-
genſeitigen Verſtändniſſes aus dem Wege geräumt ſeien.
Die deutſche Delegation habe ihre Schuldigkeit getan und alles
geleiſtet, was in ihren Kräften ſtand. Sie glaubt gute Arbeit ge-
leiſtet zu haben und iſt entſchloſſen, auf dieſem Wege weiter zu
gehen. Nun muß auch die Regierung offen Farbe be-
kennen es war falſch von ihr, brockenweiſe von acht zu acht
Tagen den Ruſſen ein günſtigeres Sonderangebot zu machen.
Auch darf ſie nicht länger zögern, vor aller Welt durch die Tat zu
beweiſen, daß es ihr mit der Neuorientierung Ernſt iſt. Wi
brauchen vollkommene politiſche Freiheit, um das Mißtrauen des
Auslandes gegen die deutſchen Erklärungen und Abſichten zu
überwinden. Wir hoffen, daß der Parteiausſchuß unſre Arbeit
anerkennen wird. Den Verſtändigungswillen zu kräftigen, ſcheint
uns noch immer der einzige Weg zu einem nahen Frieden, und
ihn müſſen wir gehen, unbekümmert um das Geſchrei von rechts
und links. Arbeiten wir weiter für den Frieden, für Brot und
Freiheit! (Lebh. Zuſtimmung.)

Jn der Debatte ſprachen Baudert (Weimar), Severing
(Bielefeld, Löbe (Breslau), Auer (München), Dr. David, König

land (Düſſeldorf, Brey (Hannover), Gehl (Danzig), Körner
Ludwigshafen) Keil (Stuttgart), und Dr. Gradnauer Dresden).

Mehrere Redner ſprachen der deutſchen Delegation in
Stockholm ausdrücklich ihren Dank aus für die energiſche Ver-
tretung der Intereſſen Deutſchlands und des Friedens Auf
Anregung Löbes gab Ebert die Erklärung ab, das deutſche Me-
morandum von Stockholm werde vom Parteivorſtand als Flug-
ichrift zugleich mit der Widerlegung der Leipziger Lügen heraus-
gegeben werden. Eine weitere Anregung Löbes, auch die Ma-
terialſammlung über die Friedensarbeit der deutſchen Sozial-
demokratie nicht nur deutſch und ruſſiſch herauszugeben, ſondern
auch in franzöſiſcher Sprache zugänglich zu machen, ſoll gleich-
ialls Beachtung finden.

Jnrm übrigen war die Debatte eine ernſte und eingehende
Prüfung der politiſchen Geſamtlage, der Friedensfrage, des Er-
nährungsweſens und der Aufgaben auf dem Gebiet des Ver-
faſſungsrechts. Sie fand ihren Abſchluß nach einem Schlußwort
Scheidemanns in der einſtimmigen Annahme folgenden von Löbe
beantragten Beſchluſfes:

Der BParteigusſchuß ſpricht nach Kenntnisnahme des
Berichts der deutſchen Delegation auf der Stockholmer Vorkon-
ferenz ſein Ein verſtändnis mit der geſamten Tätigkeit
der deutſchen Delegierten aus und ſtimmt den Leitſätzen
zu, welche ſie über die Stellung der deutſchen Partei zum
Verſtändigungsfrieden abgegeben hat. Der Parteigausſchuß
erſucht die deutſche Delegation, die Arbeiten bis zur Haupt-
verſammlung in Stockholm nach Kräften zu fördern.

Ueber den
Parteitag

berichtet Ebert: Jn der vorigen Sitzung des Parteiausſcheiſſes
war eingehend die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit nachgewie-
ſen worden, den Parteitag ſo ſchnell wie möglich einzuberrtfen.
Der Vorſtand hat in einem Rundſchreiben dem Parteiausſchuß
den Vorſchlag einer Tagesordnung unterbreitet und verſucht, die
Angelegenheit durch eine ſchriftliche Rundirage zu erledigen. Die
Tagesordnung war mie folgt vorgeſchlagen

1. Bericht des Vorſtandes: a) Allgemeines (Ebert); b) Kaſſe
(Braun).

2. Bericht der Kontrollkommiſſion (Brühne).
3. Bericht der Reichstagsfraktion (Dr. David).
1. Die nächſten Aufgaben der Partei (Scheidemann).
5. Anträge.
6. Wahl des Parteivorſtandes, der Kontrolltommiſſion uſw.
Der Verſuch mit der ſchriftlichen Rundfrage iſt mißglückt.

Es gab eine Reihe Einwendungen gegen die vorgeſchlagene
Tagesordnung. Breslau ſchlug vor, die Punkte 4 und 5 vor
den Punkten 1 und 2 zu verhandeln. Es müſſe unter allen Um-
ſtänden vermieden werden, daß der innere Parteiſtreit in den
Vordergrund der Verhandlungen geſetzt werde. Man habe den
Parteiſtreit ſatt, er könne am Schluſſe der Verhandlun-
gen beraten werden. Dieſelbe Auffaſſung iſt von einer ganzen
Reihe Redner in der letzten Sitzung vertreten worden. Der Par-
teivorſtand wünſcht auch möglichſt wirkungsvolle Parteitagsver-
bandlungen. Es iſt aber nicht möglich, die agitatoriſche Wirkung
des Parteitags dadurch zu erhöhen, daf; man die Berichte der
Parteileitung an den Schluß der Tagesordnung ſetzt. Mag die
Verhandlung noch ſo harmoniſch beginnen, wenn ſie ausläuft in
Mißklang, dann iſt der erſte gute Eindruck gusgelöſcht. Deshalb
empfiehlt es ſich, an der Reihenfolge der Tagesordnung nichts zu
ändern.

Die Ernährungsfrage oder die Friedensarbeit zu beſondern
Tagespunkten zu machen, wie es von einigen Bezirken empfohlen
wird, iſt nicht ratſam. Beide Fragen bilden den Hauptteil der
Tätigkeit der Parteileitung und der Fraktion, deshalb müſſen ſie
in deren Berichten behandelt werden. Einen Korreferenten zum
Fraktionsbericht kann der Fraktionsvorſtand nicht befürworten.
Die Frattion iſt in der BVeurteilung der meiſten Fragen durchaus
einig. Die Stellung zu den Kriegskrediten iſt bereits auf der
Reichskonferenz eingehend beſprochen. Wünſcht hier ein Ver-
treter der Minderheitsauffaſſung verlängerte Redezeit, ſo wird
der Parteitag dem nicht widerſprechen. Weiter iſt angeregt wor-
den, für die Tätigkeit der Fraktion für die Solda-
ten einen beſondern Referenten zu beſtellen. Jm ſchriftlichen
Bericht ſoll dieſer Punkt von einem Spegzialiſten beſonders be-
handelt werden. Außerdem werden wir die dazu erſchienenen
Preſſeartikel des Genoſſen Stücklen als Broſchüre hinausgeben.
Damit dürfte der Anregung wohl Rechnung getragen ſein.

Die
Zukunftsaufgaben der Partei

ſollen unter Punkt 4 der Tagesordnung behandelt werden. Das
iſt ſchon lange dringend notwendig. Bisber hat uns der Partei-
ſtreit leider immer wieder von dieſer Arbeit abgedrängt. Hier
iſt viel verſäumt. Jetzt aber muß unter allen Umſtänden die
Stellung der Partei zu dieſen entſcheidenden Fragen präziſiert

Dortmund'), Richard Fiſcher (Berlin), Reißhaus (Erfurt), Haber-

Das vorläufige Ende von Stockholm.
Der Stockholmer Korreſpondent des Kopenhagener

„Socialdemokraten“ drahtet, daß die Vorbeſprechungen der
Stockholmer Friedenskonferenz als vorläufig abge-
ſchloſſen betrachtet werden. Auch die Verhandlungen mit
der deutſchen Minderheit ſeien beendet, ſie werde Stockholm

verlaſſen, die holländiſchen Mitglieder kehrten zur Tagung
des Parlaments nach Hauſe zurück und Frau Nina Bang,
die gegenwärtig für Miniſter Stauning Dänemark vertritt,
ſei auf dem Rückweg nach Kopenhagen. Nur Huysmans
bleibe in Stockholm, um den ſchriftlichen Verkehr zu leiten
und die weiteren Vorbereitungen für den nächſten Abſchnitt
der Stockholmer Tagung zu treffen.

Wie der „Jnternationalen Korreſpondenz“ dazu aus
Stockholm gedrahtet wird, ſind die Stockholmer Bemühungen
einſtweilen als beendet anzuſehen. Auch das deutſche
Parteivorſtandsmitglied Hermann Müller, der für die
deutſche Delegation noch in Stockholm geblieben war, hat
ſeinen Aufenthalt dort abgebrochen. Der Hauptgrund dafür,
daß einſtweilen in Stockholm nichts weiter geſchehen kann,
iſt die vollkommene Unſicherheit über die Abſich-
ten und Beſchlüſſe der Ruſſen. Die Kuriere des
Arbeiter und Soldatenrats in Stockholm ſind ſeit mehr als
8 Tagen ohne jede Verbindung mit Petersburg.
Alle Verſuche, Nachrichten von dort zu erhalten, ſind fehl-
geſchlagen. Die einzige mögliche Erklärung dafür ſcheint
zu ſein, daß in Rußland neuerdings heftige innere Kämpfe
ausgebrochen ſein müſſen, welche die telegraphiſche Verbin-
dung vollkommen unterbrochen haben.

der Friedenspolitik der neuen Regierung.

werden. Um die Behandlung dieſes Themas recht wirkſam zu ge-

Was der Krieg
Grimms Depeſche.

Jm ſchweizeriſchen Nationalrat wurde am Mittwoch der
Fall Hoffmann-Grimm erörtert. Der Berichterſtatter,
Nationalrat Spahn, führte den Nachweis, daß es ſich dabei
nicht um eine Neutralitätsverletzung durch den Bundesrat
Hoffmann gehandelt habe, denn dieſer habe nicht einen Son-
derfrieden zwiſchen Deutſchland und Rußland, ſondern den
allgemeinen Frieden fördern wollen. Zur allgemeinen
Ueberraſchung brachte Nationalrat Spahn inſofern neues
Material über die Angelegenheit Hoffmann-Grimm zu Ge-
hör, als er feſtſtellte, daß die Depeſche, in der Nationalrat
Grimm ſich von Hoffmann Jnſtruktionen erbat, bisher nicht
vollſtändig veröffentlicht worden iſt. Die Depeſche, die vom
ſchweizeriſchen Geſandten in Petersburg unterzeichnet iſt, hat
folgenden Wortlaut:

Petersburg. Der Nationalrat Grimm, der ſich gegen-
wärtig in Petersburg aufhält, bittet uns, an Bundesrat Hoff-
mann ein Telegramm folgenden Jnhalts zu übermitteln:
„Friedensbedürfnises iſt allgemein vorhanden. Ein
Friedensſchluß iſt in politiſcher, militäriſcher und wirt-
ſchaftlicher Hinſicht zwin gende Notwendigkeit. Dieſe
Erkenntnis iſt an maßgebender Stelle vorhanden. Hemmungen
bereitet Frankreich, Hinderniſſe England. Die Verhandlungen
ſchweben gegenwärtig, und die Ausſichten ſind günſtig. Jn den
nächſten Tagen iſt neuer verſtärkter Druck zu erwarten. Die
einzig mögliche und gefährlichſte Störung aller Verhandlungen

könnte nur durch eine deutſche Offenſive im Oſten er-
folgen. Unterbleibt dieſe Störung, ſo wird eine Liquida-
tion in relativkurzer Zeit möglich ſein. Eine vom
Arbeiterrat einberufene internationale Konferenz iſt ein Teil

Das Zuſtandekom-
men dieſer Konferenz gilt als ſicher, ſofern die Regierungen

er eeheo e en 1 h
ſtalten, ſind däzu beſondre Vorbereitungen getroffen. Das
thema wird in vier Untergruppen gegliedert. ür jede pe
oll ein beſondrer Berichterſtatter beſtellt werden, und zwar:r trat er na: Landsberg, Wirtſchaftspoli-
tit: Cunow, Finanzpolitik: Keil, Sozialpolitik:
Wiſſell. Dieſe vier Berichterſtatter ſollen ſchriftliche Berichte
geben, die ſpäteſtens 3 Wochen vor dem Parteitag veröffentlicht
werden. Der Berichterſtatter zu Punkt 4 der Tagesordnung ſoll
dann auf dem Parteitgg die Materie und das Ergebnis der vor
hergehenden Diskuſſion zuſammenfaſſend behandeln.

Die praktiſche Durchführung dieſes Vorſchlags iſt ſehr wohl
möglich und geſichert. Das Verlangen, dieſe Themen einzeln auf
dem Parteitag zu behandeln, läßt ſich in Rückſicht auf die Zeit
nicht durchführen. Ob für die einzelnen Gebiete ſtändige Stu-
dienkommiſſionen eingeſetzt werden ſollen zur weitern Bearbei-
tung dieſer Fragen nach dem Parteitag kann noch erwogen wer-
den. Hannover wünſcht, die Abänderung der Organiſa-
tionsſtatuts auf die Tagesordnung zu ſetzen. Eine Geſamtrevi-
ſion des Statuts ſei aber nicht notwendig. Einzelanträge könn-
ten bei Punkt 5 der Tagesordnung behandelt werden.

Wir halten alſo ar der von uns vorgeſchlagenen Tagesord-
nung feſt. Sie entſpricht nach unſrer Auffaſſung am beſten den
großen Aufgaben, die der Parteitag zu erfüllen hat. Als Ort
des Parteitags ſchlagen wir Würzburg vor. Die Vorausſetzung
für gute Erledigung der Parteitagsarbeiten ſind dort gegeben.
Wir hoffen, daß der Würzburger Parteitog der Ausgang neue
Aufſtiegs und neuer Erfolge für die Partei ſein wird. Beifall.

Löbe (Breslau) begründet den Antragç, den Rechenſchafts
bericht des Parteivorſtandes und der Fraktion nicht an den A
fang, ſondern an den Schluß der Tagesordnung zu ſetzen. Es
ſei nicht gut, mit dem Parteiſtreit zu beginnen. Wir ſollten mehr
als bisher auf die agitatoriſche Wirkung unſrer Parteitage acht n.
Haberland (Elberfeld) fragt nach der Stellung des Parteivor
ſtandes zum Bunde der Kriegsteilnehmer und Kriegsbeſchädigter
und regt an, auch den finanzſchwachen Kreiſen die Delegatio.
zum Parteitag zu ermöglichen. Andre Diskuſſionsredner ſchlie
ßen ſich dieſer Anregung an. Meyer (Rüſtringen betätnpft den
Antrag Löbe und befürwortet weiter die Zuziehung des Partei
ausſchuſſes zum Parteitag. Brey (Hannover): Uns kommt
nicht auf die Zuziehung des Parteiausſchuſſes zu dieſem einer
Parteitag an, ſondern darauf, daß er Beſchlußrecht und damit
einen feſten Platz in der Parteiorganiſation erhält. Einſtweilen
ſchwebt der Parteiausſchuß ganz in der Luft. Redner wendet ſich
dann gegen den Antrag Löbe. Man müſſe das Ventil für die
Kritik ſofort öffnen, dann werde der Parteitag einheitlich aus-
klingen. Wels (Berlin) polemiſiert gleichfalls gegen den An
trag Löbe. König (Dortmund) zieht den Antrag zurück, die Er-
nährungsfrage als beſondern Punkt auf die Tagesordnung zu
ſetzen; die Erklärung Eberts hierzu hätte ihn befriedigt. Auch
König wünſcht, daß der Parteitag durch ſtarke Beteiligung und
ernſte Verhandlungen ſo würdig wie möglich nach außen hin wir-
ken möge. Auer (München) befürwortet den Antrag Löbe mit
Rückſicht auf die Preßberichterſtattung. Ueber die erſten Tage
werde ausführlicher berichtet als über die letzten.

Ebert tritt noch einmal dafür ein, die Rechenſchaftsberich.
an die Spitze der Verhandlungen zu ſtellen. Parteivorſtand und
Fraktion hätten

keinen Grund, die Debatten zu fürchten
oder hinauszuſchieben, ſelbſt wenn dabei Meinungsverſchieden
heiten zutage treten. Die Delegation müſſe natürlich ſtreng nach
dem Statut erfolgen. Jetzt wichtige Organiſationsänderung e
zu beſchließen, während die große Maſſe der Parteigenoſſen i
Felde ſtehe, könne er keineswegs empfehlen. Zur Organiſatios
der Kriegsteilnehmer und Kriegsbeſchädigten habe der Partet
vorſtand nicht Stellung genommen, doch gehe die Auffaſſung woh
übereinſtimmend dahin, daß alles, was dort angeſtrebt werde
Aufgabe der Partei und der Gewerkſchaften ſei. Die Parte
müſſe unausgeſetzt und entſchieden für die Jntereſſen der Kriegs-
teilnehmer, insbeſondre der Kriegsverletzten eintreten, und di
Gewerkſchaften würden für dieſe vielleicht ſogar beſondre Einrich-
tungen ſchaffen.

Der Antrag Löbe wird abgelehnt. Die vom Vorſtand vor
geſchlagene Tagesordnung wird einſtimmig angenom
men und Würzburg als Ort des Parteitags feſtgeſetzt.

Ebert teilt mit, daß einer der Genoſſen, der an der Gr
dung eines Parteiorgans für Leipzig beteiligt iſt, ſich wegen
Nichtbehinderung der Werbearbeit an die Handelskammer g
wandt hätte. Der Parteivorſtand habe damit ſelbſtverſtändlich
nichts zu tun; er verurteile dieſen Schritt. Weiter teilt Ebert
mit, daß die Aenderung in der Redaktion der „Gleichheit
durchgeführt ſei. Die unter der neuen Redaktion erſchienenen
Nummern zeigten, daß das Frauenorgan der Partei jetzt ſeine
Aufgaben wieder voll erfülle. Die Parteigenoſſen ſollten ſich
energiſch für die Verbreitung der „Gleichheit“ einſetzen.

Damit waren die Verhandlungen beendet.

bringt.
keine Paßſchwierigkeiten machen. Alle Länder haben ihre Be
teiligung zugeſagt. Unterrichten Sie mich, wenn möglich, über
die Jhnen bekannten Kriegsziele der Regierungen,
da die Verhandlungen dadurch erleichtert werden. Jch halte
mich noch zirka 10 Tage in Petersburg auf.

Die fett gedruckten Stellen waren bisher nicht veröffent-
licht. Spahn ſtellte feſt, daß Grimm nicht um die Kriens-
ziele Deutſchlands gegen Rußland allein, ſondern um die
Kriegsziele der Regierungen bittet. Die Neutralitätskom-
miſſion habe aber beſchloſſen, eine Unterſuchung darüber an
zuſtellen, ob Hoffmann und Grimm neutralitätswidrige
Handlungen zur Laſt gelegt werden können.

Durch die Bekanntgabe des authentiſchen Wortlauts der
Depeſche Grimms wird deſſen doppeldeutiges Verhalten noch
mehr unterſtrichen. Seine Depeſche bringt den Beweis, d
er ſich im Jntereſſe des Friedens betätigen wollte, den ruſii
ſchen Genoſſen Axelrod und Martow gegenüber tat er abe
ſehr verblüfft, als ſie ihn fragten, ob er beabſichtige, Frie-
densvorſchläge zu übermitteln.

Friedensdebatte in Oeſterreich.
Das öſterreichiſche Abgeordnetenhaus verhandelte

Mittwoch über die Anfragen der Abgeordneten Daſzyn
ſki, Dr. Stojan und Hruban an die Regierung über Vor
bereitungen für mögliche Friedensverhand-
lungen. Der neue Miniſterpräſident Dr. v. Seidler,
der die Bildung eines Beamtenminiſteriums als Ueber
gangsminiſterium übernommen hat, erklärte auf die An
frage u. a., die Annahme, als ob die öſterreichiſchungariſche
Regierung das Selbſtbeſtimmungsrecht der Na
tionen als Grundlage eines dauerhaften Friedens aner-
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kannt hätte, iſt irrt üm lich. Die öſterreichiſchungariſche
Regierung ſtehe auf der Grundlage des Staatsgrundgeſetzes,
wonach es dem Kaiſer vorbehalten ſei, Frie-
den zu ſchließen, und ſomit dem Monarchen die Wah
rung der Jntereſſen und Bedürfniſſe der Völker Oeſterreichs
in jenen entſcheidenden Augenblicken anvertraut erſcheine.
Unter dieſer ausdrücklichen Verwahrung der Hoheitsrechte
der Krone ſei die öſterreichiſch- ungariſche Regierung jede r
zeit bereit, im Einvernehmen mit ihren Bundesge-
noſſen auf der Baſis eines ehrenvollen Friedens mit dern
Feinde in Verhandlungen zu treten, lehne
jedoch entſchieden jede an d re Grundlage für Friedensver-
handlungen ab.

Die Erklärung des Miniſterpräſidenten über das Selbſt
beſtimmungsrecht der Nationen rief eine tiefe und allge-
meine Enttäuſchung hervor, der als erſter Redner der So
zialdemokrat Seitz in leidenſchaftlichen Ausführungen Aus-
druck gab. „Dieſe Erklärung, die uns Graf Czernin her-
ſchickte,“ ſagte Seitz, „iſf wahrlich keine Garantie für die
hohe Weisheit der Regierung. Hat denn Graf Czernin nicht
täglich beim Feinde geleſen, daß man die Nationen hier He-
freien und ihnen das Selbſtbeſtimmungsrecht verleihen
wolle? Lloyd George, der ein großer Demagoge iſt, wie
jeder Satz aus ſeinen Büchern und Reden zeigt, wird dieſen
erſten Satz der öſterreichiſchen Regierung öffentlich an-
ſchlagen laſſen und wird ſagen: Jch ſehe alſo, es iſt wahr,
dieſe Völker brauchen die Befreiung. Jch
habe nur ein bitteres Gefühl gehabt in dem Augenblick, da
ich hören mußte, ein äußerer Miniſter gehe ſo wenig
mit der Zeit und ſchlägt uns eine ſo tiefe Wunde. Durch
ſeine Erklärung wird der Kriegswille der Gegner
angeſtachelt, die Kriegsmüdigkeit bei uns erhöht. Der
Weg zum Frieden iſt nur durch Verſtändigung im
Sinne des ruſſiſchen Arbeiter- und Soldatenrats möglich.“

Die Debatte wurde noch nicht zu Ende geführt.

2

Wilſons Freiheit.
Aus Stockholm wird uns geſchrieben:
Den von der Socialiſt Party of America nach Stockholm

delegierten Bürgern der freien Republik über dem großen
Waſſer, Lee, Berger und Hillquit werden von der Regie-
rung des Freiheitspredigers Wilſon die Reiſepäſſe
verweigert. Einem der hier eingetroffenen amerikani-
ſchen Sozialiſten iſt der bereits erteilte Paß von Geheim-
poliziſten wieder abgenommen worden. Er mußte ſeine
Reiſe unter Umſtänden antreten, die mindeſtens für die
Dauer des Krieges ſeine Rückkehr nach Amerika ausſchließen,
es ſei denn, er hätte Sehnſucht nach einigen Jahren Staats-
penſion.

Die amerikaniſche Regierung hat zur Begründung
dieſer Maßnahmen die verſchollene Logan-Bill von
1799 ausgegraben, wonach Bürger der Vereinigten
Staaten mit Angehörigen oder Vertretern andrer Staaten
in Angelegenheiten, an denen die Vereinigten Staaten inter-
eſſiert ſind, nur mit Zuſtimmung der Regierung in Ver-
bindung treten dürfen. Die Angelegenheit nun, an denen
die Vereinigten Staaten hierbei intereſſiert ſein ſollen, be
ſteht darin, daß man drüben den Abſchluß eines Sonder-
friedens Rußlands mit den Zentralmächten fürchtete, der
den Jntereſſen des nordamerikaniſchen Rüſtungs-
kapitals zuwider laufen würde.

Der eine der Sozialiſten, der trotz Paßentziehung hier
iſt, hielt einem Gehilfen des Außenminiſters Lanſing, als
dieſer ſich auf jenes Geſetz berief, entgegen, daß er doch nicht
mit irgendwelchen Regierungsvertretern in Stockholm zu
ſammenkommen wolle, ſondern als Sozialiſt zu einer So-
zialiſtenkonferenz. Darauf erwiderte der hohe Beamte, der
Mann könnte abgeſehen von der möglichen Anweſenheit
ruſſiſcher ſozialiſtiſcher Miniſter oder ihnen naheſtehender
Leute in Stockholm doch auf Scheidemann
treffen, den der Lanſing-Gehilfe als nahezu offi-
ziellen Vertreter der deutſchen Regierung
betrachtete.

Es iſt ja recht komiſch, daß ein hochgeſtellter Beamter
des Auswärtigen Amtes der Union ſolche Phraſen der
Ententepreſſe gläubig nachſchwatzt. Aber wie frei iſt dieſes
Land und wie hoch ſchätzt es ſeine Bürger ein, wenn es
glaubt, ſie vor der Möglichkeit bewahren zu müſſen, mit
einem deutſchen Sozialiſten zu ſprechen.
Zur Beruhigung aller Aufgeregten zu beiden Seiten des
Atlantik mag ſchließlich noch feſtgeſtellt ſein, daß die deutſche
Mehrheitsdelegation ſchon abgereiſt war, als die Amerikaner
in Stockholm eintrafen.

Die Taktik der Tanks.
Der Militärkritiker des Pariſer „Oeuvre“, Mortimer Mé-

gret, ſchreibt:

„Die Schlachtwagen ſollen vor, nicht hinter der Jnfan-
terie eingeſetzt werden, ein Grundſatz, der anfänglich nur zu
häufig überſehen wurde. Jhre Aufgabe iſt es nämlich gerade, die
Drahtverhaue niederzulegen. Die gewöhnliche
Artillerievorbereitung iſt ihrer wirkſamen Verwendung nur hin-
derlich. da ſie die Schwierigkeiten des Geländes vermehrt. Der
Tank wird deshalb in allen den Fällen zur Anwendung gelangen,
wo es nicht wünſchenswert erſcheint, den Gegner von vornherein
durch ausgiebige Beſchießung über den bevorſtehenden Angriff
zu unterrichten. Ziel des Tanks muß ſtets bleiben, ſich über den
feirdlichen Sch ü tzengraben zu legen, um die Verteidigung
unter das Feuer ſeiner Geſchütze nehmen zu können. Erſt wenn
es ſo weit iſt, ſollte die Jnfanterie benachrichtigt werden, den vor
derſten Graben zu beſetzen. Mit der dahinterliegenden Stellung
würde dann in gleicher Weiſe verfahren werden.

So wenigſtens ſtellte ſich das ideale Programm der Schlacht
wagen. Es liegt auf der Hand, daß die Verluſte um ſo geringer
ſein werden, je ſchneller dabei zu Werke gegangen werden kann.
Dazu iſt es eben nötig, die Aufmerkſamkeit des Feindes nicht im
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voraus durch Artillerievorbereitung zu wecken, und ſeine Batke-
rien durch möglichſt präziſe Feuerwirkung im Augenblick, da ſie
der Jnfanterie zu Hilfe kommen wollen, zum Schweigen zu
bringen. Daraus ergibt ſich, daß eine Möglichkeit des Gelingens
nur dann beſtehen kann, wenn die engſte Verbindung im Zu-
ſammenarbeiten von Tank, Jnfanterie und Artillerie beſteht.“

„m“
t

Wildſchadenverhütung.
Jn einem Rundſchreiben des Präſidenten des

Kriegsernährungsamts an die Bundesregierungen
wird u. a. ausgeführt, daß Klagen über Wildſchäden im vorigen
Winter oder Frühjahr nicht in nennenswertem Umfang be-
kannt geworden ſind, und daß erſt neuerdings ſolche Klagen aus
einigen Teilen des Reiches wieder vorliegen. Jnfolgedeſſen wer-
den die zuſtändigen Stellen erſucht, auch in dieſem Jahre mit
allem Nachdruck und nötigenfalls unter Jnanſpruchnahme der den
Militärbehörden zuſtehenden Zwangsbefugniſſe überall da einzu-
ſchreiten, wo Wildſchaden feſtgeſtellt wird.

Jn Preußen iſt auf Grund eines Erlaſſes des Land-
wirtſchaftsminiſters beſtimmt worden, daß in denjenigen
Jagdbezirken in denen der Wildbeſtand eine angemeſſene Höhe
überſchreitet, oder aber der Abſchuß ungenügend iſt, letzterer
unverzüglich verſtärkt wird. Nötigenfalls iſt die Anordnung eines
zwangsweiſen Abſchuſſes beim Generalkommando zu bean-
tragen. Jm übrigen ſoll den Nachbarn von Jagdrevieren, in
denen übermäßig geſchont wird, jede zuläſſige Erleichterung des
Wildabſchuſſes gewährt werden.

Durch das Zuſammenwirken der Militär und Zivilbehörden
dürfte fortan der Wildſchaden überall wirkſam verhütet werden.
Etwaige Beſchwerden ſind dem Kriegsernährungsamt oder den
Landeszentralbehörden zur Kenntnis zu bringen.

Notizen.
21 700 Tonnen verſenkt. Amtlich wird bekannt-

gegeben: Neue U-Boots- Erfolge im Engliſchen Kanal, in der

Biscaya und Nordſec. 5 Dampfer, 4 Segler mit
21 700 Bruttoregiſtertonnen. Unter dieſen ver-
ſenkten Schiffen befanden ſich die franzöſiſchen Segler
„Erneſrine“ mit Grubenholz nach England und „Eugene
Engénie“, der portugieſiſche Dreimaſt-Gaffelſchuner
„Amphitrite“ mit 300 Tonnen Butter, Kakao und Wein
nach Frankreich, ferner ein großer bewaffneter Tank-
dampfer von über 8000 Bruttoregiſterton-
nen ein bewaffneter Dampfer von etwa 3000 Tonnen und
ein tief geladener großer Frachtdampfer, die beide aus Ge-
leitzügen herausgeſchoſſen wurden. Zwei weitere verſenkte

Schiffe hatten Kohlen geladen,
c

Auf eine Miue gelaufen. Der engliſche Dampfer
„Mongolia“ (9505 Br.-R.-T.) von der Peninſnlar-and
Oriental-Linie iſt in der Nähe von Bombay auf eine Mine
gelaufen und untergegangen. Voote mit einer Anzahl
von Fahrgäſten und Leuten der Beſatzung ſind gelandet.
Die Poſt iſt verloren.

Seegefecht an der Donaumündung. Der
türkiſche Heeresbericht vom 26. d. M. meldet: Ein Teil
unſrer Seeſtreitkräfte führte vom 23. bis zum 25. Juni
eine Unternehmung nach der ruſſiſchen Donaumün-
dung ans. Der feindliche Leuchtturm und die Funkenſtation
anf der Schlangeninſel wurden zerſtört. Unſer Landungs-
korps erbeutete auf der genannten Juſel ein Maſchinengewehr
und eine Anzahl Waffen, zerſtörte feindliche Geſchütze undkehrte mit 11 Gefangenen an Vord zurück. Auf der Rück
fahrt verſuchten ruſſiſche Linienſchiffe und Zerſtörer, unſre
Seeſtreitkräfte abzuſchneiden. Jn dem entſtehen-
den Gefecht erzielten unſre Streitträfte auf große Ent-
feruung Treffer auf einem feindlichen Zerſtörer ein Marine-
flugzeug warf erfolgreich Bomben auf ein feindliches Linien-
ſchiff. Unſre Seeſtreitkräſte und das Flugzeug find unbe-
ſchädigt zurückgekehrt. Beſonders hat ſich die „Midilli“

hervorgetan. e
Zu den Genfer Vorgängen bringt die halbamtliche „Nord-

deutſche Allgemeine Zeitung“ folgende Auslaſſung an erſter
Stelle: „Nach hier eingegangener amtlicher Meldung erſchien am
Montag abend der ſchweizeriſche Miniſter Dunant auf der kaiſer-
lichen Geſandtſchaft in Bern, um dem deutſchen Geſandten wegen
der Genfer Vorgänge und insbeſondere wegen der Verletzung des
Konſulatſchildes das lebhafteſte Bedauern des Schweizer Bundes-

rats auszudrücken und die Verſicherung abzugeben, daß eine
ſtrenge Verfolgung der Schuldigen ſtattfinden werde.“

Die Erhöhung der Eifenbahnfahrpreiſe. Der preußiſche
Landes-Eiſenbahnrat hat am Diensteg die Vorlage der Staats
eiſenbahnverwaltung über die Erhöhung der Einheitsſätze im
Perſonenverkehr beraten und der Erhöhung der Eiſen-
bahnfahrpreiſe zugeſtimmt. dieſer Vreis-
erhöhung hat bekanntlich der Reichstag eine 10- bis 16prozentige
Verkehrsſteuer beſchloſſen, ſo daß die Eiſenbahnfahrkarten in Zu-
tunft außerordentlich verteuert werden. Die in der Regierungs
vorlage vorgeſehenen Einheitsſätze betragen Unter Wegfall der
Perſonenfahrkartenſteuer: in der 4. Klaſſe 2,4 Pfg., in der
3. Klaſſe 3,7 Pfg., in der 2. Klaſſe 5,7 Pfg., in der 1. Klaſſe
9 Pfg. für das Kilometer. Der neue Eiſenbahntarif erfährt da-
mit eine dreifache Aenderung: Einmal hat der Reichstag eine
Verkehrsſteuer beſchloſſen, die für die vierte Klaſſe 10 v. H., in
die dritte 12 v. H., für die zweite 14 v. H. und für die erſte
16 v. H. betragenſoll. Hierzu kommt eine Erhöhung der Ein-
heitsſätze von 10 v. H., die wegen der Steigerung der Unkoſten
von der preußiſchen Verwaltung erhoben werden ſoll; und end
lich wird der Tarif noch durch den Wegfall der bisherigen Fahr-
kartenſteuer modifiziert. Die erſte Klaſſe wird bei dieſen Tarif-
änderungen alſo ſehr günſtig abſchneiden, während die vierte
Klaſſe, die bisher keine Fahrkartenſteuer zahlte, verbältnismäßig
ſtart belaſtet wird. Die eigentlichen Ueberſchüſſe bringen
künftig noch mehr als bisher die beiden unterſten Klaſſen, wäh-
rend ſich vermutlich die erſte Klaſſe noch weniger als früher ren-
tieren dürfte.

rnAltß

Die Mietſteigerungen vor dem Reichsamt des Jnnern. Der
Schutzverband der Geſchäfts und
und Umgebung hat an das Oberkommando in den
Eingabe
Mieteſteigerung erbeten wurde. Darauf hat das Ober-
tommando an den Vorſitzenden des Verbandes, Chefredakteur
Schwuchow, folgende Antwort gerichtet: „Die Frage des Erlaſſes

gegen unbe

Privatmieter von Sreg
BI F. dMarken eine
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beſonderer Beſtimmungen zum Schutze der Mieter
rechtigte Ausnutzung ihrer
Gegenſtand eingehender Bergtungen mit den in Betracht kommen-
den amtlichen Stellen gemacht worden, bei denen ſowohl die Lage

Mieter nach jeder Rick

Notlage iſt vom Oberkommando zum

der Haushbeſitzer wie auch diejenige der
tung hin gewürdigt worden iſt. Es hat ſich ergeben, daß eine
befriedigende Reglung der Angelegenheit für das
Wirtſchaftsgebiet GroßBerlin auf Grund der Zuſtändigkeit der
militäriſchen Befehlshaber nicht möglich iſt. Die Frage, ob
dem Bundesrat der Erlaß entſprechender Beſtimmungen vor
zuſchlagen iſt, unterliegt noch der Prüfung der zuſtändigen Zivil
behörden. Die Eingabe iſt daher dem Reichsamt des Jnnern vor
gelegt worden.“

Die Handwerter und Arbeiter der Berliner Eiſenbahnwerk-
ſtätten haben vor einigen Tagen an ihre vorgeſetzten Behörden For-
derungen auf Lohnerhöhungen geſtellt. Es wurde erſtrebt, die 11ſtündig
Arbeitszeit auf 9 Stunden zu verkürzen. Ferner wird eine Lohner-
höhung gewünſcht. Nach einer Preſſemeldung treten am I. Juli
folgende Lohnerhöhungen in Kraft (die in Klammern beigefügten
Zahlen bezeichnen die visherigen Löhne):

für Handwerker Anfangslohn 52 Pfg. (46 Pfg.

r

Endlohn 83 (759
für handwerksmäßige Arbeiter: Anfangslohn 47 (42

Endlohn 71 (64
für Handarbeiter: Anjangélohn 45 (40

Endlohn 64 38Außerdem ſind die Teurungszulagen für ſämtliche Ar-
beiterklaſſen um 8 Mark erhöht worden. Der Zuſchlag für die Ueber-
ſtunden iſt von 20 Pfg. auf 40 Pfg. für die erſte und auf 89 Pfg.
für die zweite Ueberſtunde erhöht worden. Doch ſoll die zweite
Stunde nach Möglichteit wegfallen.

30060 Eier in einer Privathaushaltung! Die ſtädliſche
Polizei in Köln hat im Hauſe eines Privatmannes nicht weniger al
3000 Eier beſchlagnahmt. Es zeigte ſich, daß von der großen Anzahl
Eier höchſtens 250 noch genießbhar waren. Die andern ſollen als
Schweinefutter verwendet werden. Dazu macht unſer dortiges Partei-
blatt den Vorſchlag: Man möge den Menſchen, der die Eier cin-
gehamſtert hat. auf dem Neumarkt ausſtellen und ihn von Kölner
Kriegerfrauen mit den 2750 faulen Eiern bombardieren laſſen.

Die geſcheiterte Offenſive. Die franzöſiſche
Kammer hat beſchloſſen, die Beſprechung der Aufragen über
militäriſche Ovperationen erſt am Freitag zu beginnen.
Kriegsminiſter Painleve wird wahrſcheinlich die Crörternng
mit einer Erklärung einleiten. Man nimmt an, daß Albert
Thomas kurz über ſeine Reiſe nach Rußland be
richten wird. Das Verlangen nach einer Geheimſitzung
wird erſt geſtellt, nachdem Dalbviez einen Teil ſeiner Be-
gründung vorgetragen hat.

S

Venizelos an der Nacht. Aus Athen wird ge-
meldet: Das Miniſterium Venizelos iſt vereidigt
worden. Venizelos übernimmt den Vorſitz und das Kriegs-

miniſterium. t
Wahlrechts Demonſtration in Budapeſt.

abend veranſtalteten die organiſierten ſozialiſtiſchen Arbeiter
im Hofe des Stadthauſes eine Volksverſammlung, wobei
ſie die Forderung nach dem allgemeinen, gleichen und geheimen Wahl

recht betonten. Die Teilnehmer zogen ſodann vor den Klub der
Arbeitspartei. Die Menge, deren Zahl auf ungefähr 25 000 anwuché,
zog ſpäter teils durch die Andraſſyſtraße, teils durch die Rakoczyſtraße

weiter der Ringſtraße zu, wobei Fenſter eingeworfen wurden. Kleinere
Gruppen bewegten ſich bis in die ſpäten Nachtſtunden durch die Straßen
ſie wurden von der Polizei zerſtreut.

Wweſtern

2

Dänhflchen beſchoſſen.

W. T. B.
(Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Schwere Fernfeuerbatterien beſchoſſen geſtern mit be-
obachteter Wirkung die engliſch- franzöſiſche Hafenfeſtung
Dünkirchen. Mehrere Schiffe liefen eiligſt aus. Als Er
widerung wurde vom Feind Oſtende unter Feuer genem
men:; militäriſcher Schaden entſtand nicht.

Jn den engliſchen Gräben an der Küſte verurſachte eine Be
ſchießung durch unſre Artillerie und Minenwerfer ſtarke Zer-
ſtörungen.

Nach ruhigem Vormittag nahm gegen Abend die Feuertätig-
keit in einigen Abſchnitten der flandriſchen und der Ar-
tois Front ziemliche Heftigkeit an.

Südöſtlich von Nieuport wurde ven unſern Stoßtrupps ein
bhelgiſcher Poſten aufgehoben. Bei Hooge ſchlug ein feind-
licher Erkundungsvorſtoß fehl.

Südlich der Straße Cambrai Arras erlitten die Eng-
länder bei Säuberung eines Graßens durch weſtfäliſche und
rheiniſche Sturmtrupps erhebliche Verluſte an Gefangenen und
Toten. Jm Vorfeld unfrer Stellungen nördlich von St. -Quen
tin entſpannen ſich mehrfach kleine Gefechte unſrer Poſten mit
engliſchen Abteilungen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
An einzelnen Stellen nördlich der Aisne, nördlich von Peims

und in der Weſtchampagne kam es zu lebhaften Artillerickämp-
fen.

Großes Hauptquartier, 28. Juni 1917.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Am Hartmannsweilerkopf machten Erkunder eines

württembergiſchen Regiments durch Einbruch in die franzöſiſchen
Gräben eine Anzahl Gefangene.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
An der oſtgaliziſchen Front dauert die rege Feuer

tätigkeit an.
Mazedoniſche Front

beſonderen Ereigniſſe.
Der Erſte Generalquartiermeiſter

Keine

Ludendorff.



Aus der Parteibewegung.
Konferenz der Jugendbezirksleitungen Deutſchlands.

D. Eine von der Zentralſtelle für die arbeitende Jugend
Deutſchlands einberufene, gutbeſuchte Konferenz der Bezirks-
leitungen Deutſchlands fand am Sonntag den 24. Juni 1917 in
Berlin ſtatt und nahm Stellung zur gegenwärtigen Lage
in der Jugendbewegung ſowie zur Frage unſrer künftigen
Jugendarbeit. Die Verhandlungen, die vom Genoſſen Ebert
geleitet wurden, begannen mit einem Vortrage des Genoſſen
Korn der die Urſachen und den Verlauf der von den Anhängern
der Unabhängigen Sozialiſtiſchen Partei in verſchiedenen Be
zirken betriebenen Spalktungsverſuche ſchilderte und dann die e r-
zieheriſchen Grundſätze entwickelte, nach denen in Zukunft
unfre Bildungsarbeit unter der Jugend unter Vermeidung der
bisherigen Fehler betrieben werden müſſe. Ein weitrer Vortrag
des Genoſſen Weimann gab ein Bild über die Tätigkeit der
gzentralſtelle im vergangenem Jahr und über den gegenwärtigen
Stand der Jugendbewegung.

Die rege und ſachlich geführte Diskuſſion vewegte ſich im
Sinne der beiden Referate und ergab die volle Einmütigkeit
der Jugendbezirksleiter über die angeregten Fragen. Folgende
Entſchließung wurde einſtimmig angenommen:

„Die Konferenz verurteilt auf das ſchärfſte die auf den
Boykott der „Arbeiter-Jugend“ und die Loslöſung von der Zen-
tralſtelle hinzielenden Treibereien und verpflichtet alle in der Ju-
gendbewegung tätigen Genoſſen, den für unſre Jugendarbeit maß-
gebenden Beſchlüſſen des Nürnberger Parteitags und Hamburger
Gewerktſchaftskongreſſes vom Jahre 1908 Geltung zu verſchaffen,
und damit für die Einheit und Geſchloſſenheit der Bewegung
zu wirken. Jn Uebereinſtimmung damit ſtellt die Konferenz
für die Arbeit unter der Jugend zwiſchen 14 und 18 Jahren
folgende Richtlinien auf:

Die Jugendbewegung iſt in erſter Linie eine erziehe-
riſche Notwendigkeit der organiſierten Arbeiter zugunſten ihres
ſchulentlaſſenen Nachwuchſes, nicht eine Kampforganiſation mit
parteipolitiſchen Zielen. Alle für de Jugendbewegung tätigen
Arbeiter und Arbeiterinnen haben deshalb die Pflicht, ſich mit
den erzieheriſchen Vorausſetzungen für eine gewiſſenhafte und
ſachkundige Erfüllung ihrer Aufgaben vertraut zu machen.

Die örtliche Leitung der Jugendbewegung liegt einem aus
Vertretern der Jugend und der Partei- und Gewerkſchaftsorga-
niſationen beſtehendem Jugendausſchuß ob, deſſen Finanzierung
wie bisher durch die örtlichen Partei- und Gewertſchaftsorgani-
ſationen erfolgt.

Zu den Aufgaben der Jugendausſchüſſe gehören:
Planmäßige Darbietung allgemeinbildender ſowie

tünſtleriſch geſelliger Veranſtaltungen jeder Art; Einrichtung von
Jugendbibliotheken.

2. Planmäßige Förderung der körperlichen Entwicklung der
Jugend durch Wandrungen, Spiele im Freien ſowie regelmäßige
ſportliche Veranſtaltungen und körperliche Uebungen, zu welchem
Zwecke beſondere Abmachungen mit den örtlichen Sportkartellen
zu treffen ſind.

3. Errichtung und Leitung von Jugendheimen.
4. Aufklärung der Jugend über die Jugendſchutzbeſtimmun-

gen und im Einklang mit den Gewerktſchaftskartellen Schaffung
beſondrer Jugendſchutzkommiſſionen und ſonſtiger dem wirtſchaft-
lichen Schutze der Jugend dienende Einrichtungen.

Dieſe von den Jugendausſchüſſen getroffenen Veranſtal-
tungen und Einrichtungen ſollen für die Abonnenten der
Arbeiter Jugend und die Mitglieder der Ju-gendorganiſationen der Gewerkſchaften ge-
mei ſein, wie überhaupt ein enges ovrganiſatoriſches
Zuſammenarbeiten der Jugendausſchüſſe mit den Jugendſektio-
nen anzuſtreben iſt.

Die fachliche Ausbildung der Jugend durch Fachvorträge
und Lieferung des Fachorgans bleibt Sache der gewertſchaftlichen
Jugendfektionen.“
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Soßzialdempkratiſcher Polizeiverwalter in Preußen. Jn
Höhſcheid bei Solingen wurde dem ſozialdemokratiſchen Bei-
geordneten Freund die Polizeiaufſicht über Mühlen, Bäckereien
und Metzgereien übertragen. Er dürfte der erſte Sozialdemokrat
in Preußen ſein, der Polizeigewalt ausübt.

Aus der Provinz Sachſen.
Egeln, 29. Juni. (Verheimlichte Kartoffeln.) Wegen

unrichtiger Anmeldung ihrer Kartoffeln iſt die Landwirtsfrau Dorothee
Berg von hier mit 100 Mart beſtraft worden.

Genthin, 28. Juni. (Brotgetreide verfüttert.) Vom
Landrat des Kreiſes Jerichow wird bekanntgegeben, daß wegen Ver
fütterns von Brotgetreide der Rittergutspächter Auguſt Mathies
in Brettin zu 1000 Mark Geldſtrafe ſowie der Müllermeiſter
H. Schulze und der Jn'pektor Hans Heidenreich zu je
250 Mark verurteilt worden ſind. Nach den Beſtraſungen zu urteilen,
ſcheinen ſie recht beträchtliche Mengen Getreide verfüttert zu haben.

Halberſtadt, 28. Juni. (Der beſtrafte Schweine-
handel.) Durch Strafbefehle des Amtsgerichts Gröningen ſind
wegen gemeinſchaftlichen verbotenen Aufkauſs von Schweinen ohne
Feſtſtellung des Lebendgewichts, verbotener Ausfuhr von Schweinen
und Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe für Schweine der Handelsmann
Max Frankowiak zu 200 Mark, der Fleiſchermeiſter Karl Riedel
zu 350 Mark. Erſatzſtrafe je 1 Tag Gefängnis für je 5 Mark, verur-
teilt worden.

Kalbe, 28. Juni. (Ungetreuer Poſtbeamter.) Be-
deutende Unterſchlagungen hat ſich der Oberpoſtſekretär Frenzel
hier zuſchulden kommen laſſen. Auf die Ergreifung F.s, der flüchtig
iſt. hat die Oberpoſtdirektion Magdeburg 300 Mark Belohnung aus-
geſetzt.

(Unglücksfall.) Als ein ſchwerer eiſerner Keſſel vor der
Schönebergſchen Kupferſchmiede auf der Breite abgeladen werden ſollte,
kam der Keſſel ins Rollen und beim Zurückhalten wurde der Arbeiter
Warmbier gequetſcht, ſo daß er ſchwer verletzt dem Lazarett in
Schönebeck zugeführt werden mußte.

Neuhaldensleben, 28. Juni. (Ein unehrlicher Mit-
arbeiter.) Der Arbeiter Anton Biagalowſki aus Jrxleben
ſtahl einem Arbeiter 45 Mark und erbrach bei einem Landwirt die
Schränke von zwei Arbeiterinnen und ſtahl 84 Mark und 20 Mark.
Den Angeklagten, der ſich vor dem Landgericht Magdeburg zu verant
worten hatte, trafen wegen dieſer Diebſtähle 6 Monate 2 Wochen
Gefängnis

(Jm Bahnhof eingebrochen.) Der Dienſtknecht Karl
Beſeke aus Jvenrode und der Arbeiter Guſtav Braumann
von hier ſtahlen aus dem Stationsgebäude zu Hörſingen ue
Geldkaſſette mit 10 Mark Frachtſteuermarken, 5 Briefmarken und bar
5 Mark ſowie 150 Stück Zigarren. Vom Landgericht Magdeburg
wurde Beſeke wegen ſchweren Diebſtahls zu 3 Monaten. Braumann
wegen ſchweren Rückfalldiebſtahls zuſätzlich zu 1 Jahr Gefängnis
verurteilt.

Pömmelte, 28. Juni. (Unfug.) Jn der Sonntagacht
wurde in der Kirche von jungen Burſchen allerlei grober Unfug verübt.
Unter anderm wurde eine roße Altarkerze verbrannt. Die Schlüſſel
zur Kirche hängen in der neuen Schule, in deren oberen Räumen der
Lehrer mit ſeiner Mutter wohnt. Die Haustür wird jedoch nicht
verſchloſſen gehalten. Es war daher den jungen Burſchen, denn um
ſolche kann es ſich nur handeln, ein leichtes, derartige Streiche aus-
zuführen.

Kleine Chronik.
Zum Tode verurteilt.

Am Mittwoch hatten ſich vor dem Schwurgericht Magdeburg
wegen Mordes, Anſtiftung und Beihilfe dazu die land
wirtſchaftlichen Arbeiterinnen Emma Wiegand aus Unſeburg, geboren
1893, und Frieda Wirth von hier, geboren 1894, zu verantworten.
Die Angeklagten hatten ſich zu Bahrdorf, wo ſie in Arbeit ſtanden,
kennengelernt und trafen ſich am 2. April d. J. im Verſorgungs
heim zu Magdeburg, wo die Wiegand mit ihrem 3 Monate alten
unehelichen Sohn Unterkunft gefunden hatte. Die Wiegand klagte der
Wirth ihre Sorgen und ihr Leid, dieſe tröſtete ſie und riet ihr: „Wirf
das Kind in die Elbe, dann biſt Du es los!“

Anfangs wollte die Wiegand davon nichts wiſſen, ließ ſich aber
ſchließlich überreden und ging mit der Wirth am 7. April abends unter

Mitnahme des Kindes nach der Königsbrücke. Dieſe paßte auf und
hatte verabredet, wenn ſie huſte, ſolle ſie das ſchlafende Kind in die

Elbe fallen laſſen.
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So geſchah es auch, das Kind ertrank, die Leiche
wurde am 5. Mai aufgefunden. Nach der Tat trieb das böſe Gewiſſen
die Angeklagten eiligſt hinweg.

Sie ſind im weſentlichen geſtändig, die Wirth beſtreitet aber di
Anſtiftung, ſie will auch nicht gehuſtet haben.

Auf Grund der Verhandlung bejahten die Geſchwornen gegen
die Wiegand Mord, gegen die Wirth nur Beihilfe dazu. Demgemäj
verurteilte der Gerichtshof die Wiegand zum Tode und z
)auerndem Ehrverluſt, die Wirth zu 5 Jahren Zuchthaus und 5 Jahren
Ehrverluſt. Die Geſchwornen beſchloſſen einſtimmig, ein Gnadengeſuq
der Wiegand zu befürworten.

Getreideverfütterung ohne Ende.

Wegen Verfütterns großer Mengen Brotgetreides und nun
Verarbeitens beſchlagnahmter Roggenvorräte verurteilt

die Strafkammer Thorn die Verwalterin des über 3000 Morgen
großen Rittergutes Gajewo, Kreis Brieſen, Frau Hedwi
von Broniß, zu 5000 Mark Geldſtrafe oder 1 Jahr Gefängni,
Die Angeklagte hat in den Erntejahren 1915 und 1916 wenigſtens
200 Zentner Roggenſchr 24 an Vieh verfüttert, vie
Fuhren Roggen zu Häckſel ſchneiden und über 300 Gänſe
einem nicht abgemähten Roggenfeld mäſten laſſen.

befugten

mäßigen Unzucht ſtand.
heit zurück und gab
Köhler intimen Verkehr gehabt zu haben.

Ein netter Schntzmann.

Jm März vorigen Jahres wurde in Breslau eine Frax
verantwortlich vernommen, weil ſie in dem Verdacht der gewerbe

nur
Sie wies den Vorwurf mit Entſchieder,

dem Schutzmann Julinz
Köhler ſtellte das

zu, mit
von ſeiner vorgeſetzten Behörde gefragt, entſchieden in Abrede
und ſtellte Strafantrag gegen die Perſon wegen verleumderiſche
Beleidigung, da er verheiratet ſei und den Vorwurf des Ehebruch
nicht auf ſich ſitzen laſſe. Es wurde auf ſeinen Antrag wirklig
Anklage erhoben, aber als er in der Hauptverhandlung unter
Ausſetzung der Beeidigung als Zeuge vernommen wurde, kan
er in die Enge und verweigerte auf die Frage des Vor
ſitzenden, ob er geſchlechtlich mit der betreffenden Frau verkeht
habe, die Antwort. Das war ein ſtilles Eingeſtändnis, daß er
den Antrag auf Beſtrafung der Frau wider beſſeres Wiſſen g.
ſtellt habe. Sie mußte daher freigeſprochen werden, un
nun drehte ſich der Spieß um, indem gegen Köhler wegen wiſſen
lich falſcher Anſchuldigung Anklage erhoben wurde. Nun hat
ſich der gewiſſenloſe Schutzmann vor dem Schöffengericht zu ver
antworten. Der Staatsanwalt beantragte 9 Monate Gefängnis
Das Gericht ging aber über dieſen Antrag hinaus und verurteilt
den Schutzmann zu 1 Jahr Gefängnis und 3 Jahren Ehrverluß
Zugleich wurde ſeine ſofortige Verhaftung beſchloſſen. A s ſt raf.
verſchärfend kam die gemeine Geſinnung des Angeklagten in Bau
tracht.

Erſatz. Da kauft er ſich einen Strick und
auf. Der Strick reißt; er war aus Papier.

Kriegsſorgen der Selbſtmörder.
Das „Prager Tagblatt“ erzählt: Ein Lebensüberdrüſſiger ver

ſchafft ſich in einer Apotheke Zyankali, um ſich den Tod zu geben.
Vergeblich wartet er die Wirkung bis zum nächſten Tage ab. Dam
läßt er die Reſte des Giftſtoffes prüfen: es war KriegsZyankah-

hängt ſich am Fenſterkren
Das zweimalige Miß

lingen des Selbſtmordes betrachtet er als einen Wink des Schickſal
Neue Nebensluſt erfaßt ihn.
ein Gulaſch geben.

fängnis,

Er geht in ein Reſtaurant und läßt ſich
Zwei Stunden danach war er tot.

Handel mit Goldgeld.
Die Bromberger Strafkammer verurteilte den Oben

poſtaſſiſtenten Ball ke aus Weißenhöhe zu 3 Monaten e
weil er das ihm von einer Sammelſtelle übergebene

Goldgeld wieder in Papiergeld eingewechſelt und das Gold gegen
Aufſchlag weiterverkauft hat.

Bodenſenkungen in Tirol.
Die ganze Umgebung des bekannten bei Klauſen jm Eiſache!

gelegenen Schwefel- und Magneſiumbades Froi hat ſich um 1 Mete
geſenkt.

und die ganze Straße mußte geſperrt werden.
Das Badehaus iſt deshalb zurzeit unbrauchbar geworden

Aehnliche Boden
bewegungen zeigten ſich auch bei Partſchins im Vintſchgau. Hier mußt
die Kirche, die außerhalb des Dorfes liegt, geräumt werden.

Hochſommer- Kleidung für Herren
für Damen
für Kinder

Alex Miche

Hitelled des Rubutt-Sparverein
Autſihe Bekanntmachungen.

Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden-
liſten eingereicht haben, werden hierdurch aufgefordert, Freitag den
29. Juni, Sonnabend den 30. Juni, Montag den 2. Juli und Dienstag
den 3. Jult den in nächſter Woche zum Verkauf gelangenden Sirup
abzuholen.

Bekanntmachung über die Reglung des Verkaufs
erfolgt ſpäter.

Halle, den 28. Juni 1917. Der Magiſtrat.
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Der nächtliche Besucher.

Drama in 3 Akten.

Der Lausbub.
3 Akte goldigen, geſunden Humors.

Tuberkulösen-Fürsorge.
Herausgegeben vom Zentralkomitee
zur Bekämpfung der Tuberkulose.

Mitbürger!
ſielfet die Vorräte ſtrecken

e ntähähRkleidungoſtücke,
Schuſiuwaren,

Wäſcheſtücke ſ.
hat, Loſero ſi on t et
oder nnentgeltlich ab an Fie

AUtk leider
verwertungoftelle

Der

Stadt emeindedlake
Leipaiqerſtrasse
geöffnot 9 Ah vorm.

3 Alle nachm.
Ferne 5998.

Auch für Jugendliche

Jokne Servinn an Die minder genehmigt
bemitielte Sevölk ung ab

AltePromenadolla

Fernruf 5738.
An

10. Isonzoschlacht

Militärisch-authentischer Film
in mehreren Abteilungen.

Trommelfeuer-
Gegenangrift durch das Sperrteuer der Italiener

Kaiser Karl bei seinen Truppenwährend der Sehlaceht-
Aufgenommen von 14 Operateuren in den

vordersten Stellungen.

7

89

Sohlenſchoner
alle Ausführungen, wie Leder
und Stahlſohlenſchoner, Gum-
miſohlen, Stahlabſätze, Feder

ſtahl-Sohlen

Schuhereme
Reinigungscereme und Lack
für ſchwarze, braune und weiße

Schuhe ſehr preiswert

Einlegeſohlen
jeder Art im Kaufhaus

H. Elkan, uo 9 Straße 87.

Arbeithräfte
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geſucht 35
Meldungen bis 6 Uhr abends
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gehender Erwerbsunfähigkeit gewährt werden, und zwar von

Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 25. Halle, Freitag den 29. Juni 1917. 1. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 29. Juni 1917-

Vom Oberverſicherungsamt.
Auf der Konferenz der Gewerkſchaftskartelle

im Regierungsbezirk Merſeburg, die am vorigen
Sonntag in Halle ſtattgefunden hat, iſt immer und
immer wieder auf die hohe Bedeutung und auf die
große Beanſpruchung des Oberverſicherungsamts in
Merſeburg durch die Verſicherten hingewieſen wor-
den. Das veranlaßt uns, nachſtehend einem Fach-
mann darüber das Wort zu geben.

Die Redaktion.
Für den Bereich des Regierungsbezirke Merſeburg beſteht

ein „Oberverſicherungsamt“ mit dem Sitz in Merſeburg. Es iſt
für dieſen ganzen Bezirk die höchſte Verwaltungs- und Recht-
ſprechungsbehörde in allen Angelegenheiten der Kranken-, Un
fall-, Jnvaliden- und Hinterbliebenen-Verſicherung. Wer in dem
Regierungsbezirk wohnt und eine Streitigkeit mit einer Kranken-
kaſſe hat, kann, nachdem das (untere) Verſicherungsamt entſchie
den hat, in zweiter Jnſtanz das Oberverſicherungsamt anrufen.
Jn Streitigkeiten mit den UnfallBerufsgenoſſenſchaften und der
Jnvalidenverſicherungsanſtalt iſt, nachdem dieſe Stellen end-
gültig entſchieden haben, das Oberverſicherungsamt in erſter Jn
ſtanz anzurufen.

Das Amt hat daher ein großes Arbeitsgebiet. Es zerfällt
in eine Spruchkammer, die über alle Streitigkeiten in bezug
auf die Leiſtungen (Unterſtützungen) der Verſicherungsträger
und in eine Beſchlußkammer, die über ſonſtige Streit-
fachen (Beitrags und Wahlverfahren uſw.) zu entſcheiden hat.

Die Spruchkammer entſcheidet in öffentlicher Sitzung unter
Anweſenheit des Vorſitzenden und je zwei Beiſitzern aus dem
Stande der Verſicherten und der Unternehmer. Beſtimmte
Sitzungstage ſind nicht eingeführt. Bei Kriegsausbruch wurden
die Sitzungen eine Zeitlang überhaupt ausgeſetzt. Zur Nach-
holung der Verſäumniſſe fanden dann im Jahre 1915 häufiger
Sitzungen, faſt jede Woche eine, öfter auch zwei, ſtatt. Gegen-
wärtig iſt der Streitſtoff wieder ſehr zurückgegangen es finden
Sitzungen nur in Zwiſchenräumen von etwa 3 Wochen ſtatt. Jn
jeder Sitzung von etwa dreiſtündiger Dauer werden durchſchnitt-
lich 20 bis 25 Streitfälle erledigt. Jn der Regel werden hiervon
etwa vier bis acht zugunſten der Verſicherten entſchieden, die
übrigen Kläger werden abgewieſen. Vor dem Kriege waren die
Unfallrentenſtreitſachen ſtark vorherrſchend, jetzt nehmen die Jn-
validen- und Hinterbliebenen-Verſicherungsſtreitſachen mindeſtens

den zleichen Umfang ein. Die Krankenverſicherungsſtreitſachen
treten ſehr zurück.

Unter den Jnvalidenverſicherungsſtreitſachen wiederum
ſpielen die Streitigkeiten um die Rente für Kriegsbeſchädigte eine

Die Verſicherungsanſtalt Sachſen-Anhalt iſt be-
ſtrebt, dieſen Rentenbewerbern ſtatt der Jnvalidenrente faſt im
mer nur die Krankenrente zu gewähren. Die Jnvalidenrente ſoll
bei dauernder Erwerbsunfähigkeit zugebilligt werden; ſie be
ginnt mit dem Eintritt, alſo in der Regel mit dem Tage der Ver
wundung uſw. Die Krankenrente ſoll bei nur vorüber-

deren 27. Woche an. Sonſt ſind die Renten ganz gleich; der
Unterſchied liegt alſo nur im Zeitpunkt des Beginns der Rente.
Bei der Krankenrente „ſpart“ die Verſicherungsanſtalt ein halbes
Jahr Rente.

Die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen-Anhalt in Merſe-
burg gewährt ſelbſt bei gänzlichem Verluſt eines Beines im Ober-
ſchenkel nur die Krankenrente. Jn einer ganzen Anzahl dieſer
Fälle wurde hiergegen Berufung an das Oberverſicherungs rmt
eingelegt. Dieſes war ſich zunächſt über die Rechtslage auch nicht
ganz klar und übergab einen Fall zur Entſcheidung dem Reichs-
verſicherungsamt, um eine „grundſätzliche“ Entſcheidung über
dieſe Frage herbeizuführen. Dieſes gab aber die Sache wieder
an das Oberverſicherungsamt zurück, da hierbei eine „grundſätz-

liche“ Anſicht nicht feſtzuſtellen ſei. Es komme immer auf die
Lage des einzelnen Falles, auf Alter, Beruf und die ſonſtigen
geſundheitlichen und ähnlichen Verhältniſſe des Verletzten an.
Dae Oberverſicherungsamt verfährt nun auch entſprechend; in
einigen Fällen, in denen außer dem Beinverluſt noch ſonſtige
Schäden vorlagen, iſt die Jnvalidenrente bewilligt worden.

Friede, Freiheit und Brot!

Das ſind die Ziele der „Volks-
ſtimme“. Sie zu erreichen, ſo
ſchnell und ſo gut es nur immer
möglich iſt, dafür ſetzen wir unſre
ganze Kraft ein. Wer daher ihnen
dienen will, aufrichtig und mit

Nutzen, der muß

Abonnenten für die, Vollsftimme

werben.

Vom Kampffeld der Obſt- und Gemüſewucherer.
Zur Jlluſtration unſrer geſtrigen Ausführungen über den

Obſt- und Gemüſewucher heute nur noch folgende zwei Nach-
richten

Jn Gotha haben während der letzten Tage einige Händ-
ler, der mit Kirſchen und Erdbeeren zum dortigen Wochenmarkt
erſchienen waren, die Waren unverkauft wieder mit
nach Hauſe genommen oder nach auswärts zum Verkauf
gebracht, weil ſie nicht zu den durch die Landesſtelle für Gemüſe
und Obſt für das Herzogtum Gotha feſtgeſetzten Höchſtpreiſen
verkaufen wollten. Die dortige Preisprüfungsſtelle will deshalb
in allen ſolchen Fällen, die ihr von jetzt ab zur Kenntnis kommen,
ohne weiteres die Entziehung der dieſen Händlern erteilten Ge-
nehmigung zum Handel mit Gemüſe und Obſt bei der zuſtändi-
gen Stelle ſofort herbeiführen.

Der Magiſtrat von Guben hat ein Geſuch um Auf-
hebung der Höchſtpreiſe für Obſt und Gemüſe an die
königliche Regierung zu Frankfurt an der Oder gerichtet. Be
gründet wird das Geſuch damit, daß die feſtgeſetzten Höchſtpreiſe

die Waren vom Markte vertrieben hätten, da die
Preiſe zu niedrig angeſetzt ſeien. Dadurch ſei für Obſt- und Ge-
müſezüchter kein Anreiz vorhanden, mit ihren Erzeugniſſen auf
dem heimiſchen Markte zu erſcheinen.

Dabei ſind das nur zwei Meldungen von vielen. Sie ge-
nügen aber, denn ſie berichten nur von überall zu beobachtenden
Vorgängen. Wird man an leitender Stelle nun endlich den Ernſt
der Situation begreifen und zu gründlichen Maßnahmen über-
gehen

Amtlich ſanktionierte Heiratsvermittlung?
Der Provinzialausſchuß der Nationalſtiftung er-

läßt an ſeine Kreis und Ortsausſchüſſe eine Bekanntmachung,
in der es u. a. heißt:

Zu den Maßnahmen der Fürſorge für die Hinterbliebenen
der Kriegsgefallenen gehört auch die Wiederverheiratung
der jungen Kriegerwitwen. Nur zu groß iſt die Zahl
der kaufmänniſchen und handwerksmäßigen Betriebe, deren
Leiter auf dem Felde der Ehre blieb und deren Beſtehen dadurch
ernſtlich in Frage geſtellt iſt. Vielfach iſt die Witwe gar nicht

imſtande das Geſchäft des Mannes weiterzuführen. Es
fehlen ihr die geſchäftlichen Kenntniſſe, und obendrein nimmt
die Sorge für Hausſtand und Kindererziehung ihre Zeit in An-
ſpruch. Deshalb iſt der Witwe in vielen Fällen am beſten ge-
dient, wenn ihr die Möglichkeit der Wiederverheiratung gegeben
iſt. Dieſe Arbeit iſt mit der Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten
inſofern zu verbinden, als die Verheiratung von Kriegsbeſchädigten
mit Kriegerwitwen vermittelt werden kann. Der Provinzialaus-
ſchuß hat daher mit dem Ortsausſchuß der Nationalſtiftung in
Magdeburg eine Vereinbarung getroffen, wonach bei dieſem Orts-
ausſchuß eine Sammelſtelle für Nachrichten über Kriegerwitwen
einerſeits und Kriegsbeſchädigte anderſeits, die ſich verheiraten
wollen, eingerichtet wird. Von dort wird die Aufnahme der
Nachrichten ohne Namensnennung in die Zeitſchrift für Lazarette
im Bereiche des 4. Armeekorps veranlaßt, und auf Wunſch jede
weitere Auskunft ſchriftlich oder mündlich erteilt.

Bisher war es der Jnitiative des einzelnen überlaſſen,
ſich ſein Ehegeſpons durch den Heiratsvermittler, die Zeitung
oder auf andre Art zu holen. Nun ſcheint durch den Krieg auch
darin eine Aendrung vor ſich gehen zu ſollen, wenigſtens inſo-
weit, als dabei die dem Staat zur Verſorgung überbliebenen
Kriegswitwen und Kriegsbeſchädigten in Frage kommen. Ob
das freilich von Nutzen ſein wird, bleibt abzuwarten. Für den
Staat freilich iſt es von Nutzen, denn er wird durch jede ſolche
Heirat finanziell entlaſtet, gewinnt dabei in ſeiner Volkswirtſchaft
(durch die gleichzeitig mit der Heirat eintretende Flottmachung
ſtilliegender Geſchäfte) und durch die zugleich damit angebahnte
Volksvermehrung. Anders ſteht es um den Segen für den ein-
zelnen, der daraus entſtehen könnte; ihm gegenüber denken
wir ſehr ſkeptiſch, ſintemalen für uns bei Eheſchließungen immer
noch andre Momente ſtark in Frage kommen als die Berechnung
wirtſchaftlicher Vorteile, zumal nicht zuletzt noch zu beachten
iſt, daß ſehr wenig Frauen ſtark genug ſind, ſich zeitlebens an den
Anblick von Kriegsverſtümmelungen zu gewöhnen, auch wenn ſie
bei der Heirat den Glauben daran haben.

Zur Feſtſtellung des Kohlenbedarfs land wirtſchaftlicher
Betriebe innerhalb der Stadtgemeinde werden die in Frage kommenden
Intereſſenten aufgefordert, bis ſpäteſtens Montag abend 6 Uhr ihren
Bedarf an Kohlen zum Dreſchen und Pflügen ſowie für Molkereien
und Schmieden für die Zeit bis zum 1. Oktober 1917 mündlich bei der
Ortskohlenſtelle, „Goldener Rinz“ am Markt, anzumelden.,

Der Kleinhandel mit Obſt und Gemüſe genehmigungs-
pflichtig. Nach der Bundesratsverordnung vom 3. April 1917 iſt der
Handel mit Gemüſe und Obſt im Umherziehen nur
mit ſchriftlicher Genehmigung der zuſtändigen Behörde desjenigen
Bezirks geſtattet, in dem der Handel betrieben werden ſoll. Das
gleiche gilt aber auch für das Feilhalten am Orte der gewerb-
lichen Niederlaſſung oder am Wohnort außerhalb feſter Ver-
kaufsſtätten oder außerhalb der von den Kommunalverbänden
oder Gemeinden bezeichneten Verkaufsplätze. Dahingehende Geſjuche
ſind bei der Polizeiverwaltung anzubringen

Die Verpflegung der in der Landwirtſchaft arbeitenden
höheren Schüler hat das Kriegwirtſchaftsamt für die Provinz Sachſen,
nach Mitteilungen des Profeſſors Dr. Martiny (Halle), folgendermaßen
geregelt Als Entgelt iſt täglich 1,50 Mark ohne oder 9,50 Mark mit
Beköſtigung und Unterbringung in Ausſicht genommen. Die Schüler
erhalten auf Koſten des Arbeitgebers die geſetzlich vorgeſchriebene Unfall,
Kranken- und Jnvalidenverſicherung und werden außerdem vom Kriegs-
wirtſchaftsamt gegen Unfall verſichert. Der Arbeitgeber trägt die Koſten
der Hin- und Rückfahrt. Jn den Selbſtverſorgerbezirken werden die
Jungmannen dem Selbſtverſorger gleichgeſtellt, erhalten alſo teilweiſe
erhöhte Portionen. Jn den Niechtſelbſtverſorgungsbezirken ſtehen ihnen
nur dieſelben Portionen wie den ſonſtigen Jnſaſſen zu, und es iſt daher
erwünſcht, daß die Arbeitgeber aus beſchlagnahmefreien Mitteln eine
Zuſatzbeköſtigung liefern. Der Präſident des Kriegsernährungsamts
erklärte ſich auch damit einverſtanden, daß denjenigen Bezirken, welche
wider Erwarten in Schwierigkeiten geraten ſollten, ein Zuſchuß in
Nährmitteln gegeben wird. Einfache Bekleidung und Schuhwerk kann
vorausſichtlich für die Jungmannen vom Kriegswirtſchaftsamt zur Ver
fügung geſtellt werden. Um die Diſziplin zu gewährleiſten und dafür
zu ſorgen, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ihrem Rechte kommen,
werden aus den Kreiſen der Lehrer oder ſonſtigen geeigueten Perſonen
Führer ernannt, welche Gruppen von Schülern beaufſichtigen. Weiterhin
wird das Provinztialſchulkollegium dafür ſorgen, daß die zurückbleibenden
Schüler bezüglich der Erledigung der Klaſſenaufgabe und des Aufſtiegs
teinen Vorteil vor den hinausgehenden genießen.

Für Geſchirrhalter. Von der Kriegswirtſchaftsſtelle wird
darauf hingewieſen, oaß zu Ausbeſſerungsarbeiten an Geſchirren ſehr
zut alte, unbrauchbare Geſchirre und auch Erſatzmittel wie z. B. Gurte
aus Papiergewebe verwendet werden können. Solche Erſatzgurte ſind
u. a. bei den Firmen J. G. Schurig und E. G. Liebig in Gr.-Röhrs-
dorf in Sachſen, Ferd. Emil Jagenberg in Düſſeldorf, Guttmann u.
Marx in Kannſtatt in Württemverg, W. Weddigen, G. m. b. H., in
Barmen-Rittershauſen zu erhalten.
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Rotes Flamenblut.
Roman von Pierre Broodcoorens.

Einzige autoriſierte Ueberſetzung von Johannes Schlaf.
(4. Fortſetzung.) Nach druck verboten

Mit glühenden Wangen hatte ſich das Mädchen auf-
gerichtet.

„Du biſt nicht gefragt!
tanzen!“

Der Mann bewunderte ihre kühne Miene.
Haare auf den Zähnen.

Eine Verlegenheit beklemmte ihn. Er wußte nicht,
woher ſie kam; es kribbelte ihn über den Körper. Die
Lippen gebläht, ſuchte auch er nach einer ſaftigen Erwide-
rung an den Harmonikaſpieler, fand keine und ward mords-
mäßig böſe auf Maleuvens und auf ſich ſelber.

„He, Jhr Turteltäubchen, macht nur voran! Man
man würde ſich ja Gewiſſensbiſſe machen!“

Der Teufel von Maleuvens hatte entſchieden nicht
ſeinesgleichen. Was der für ein Spaßmacher war! Einen
Gehängten würde der noch zum Lachen bringen.

„Tut doch Euren Freunden 'nen kleinen Gefallen!“
ſchloß er griesgrämig.

Jetzt brach die Luſtigkeit los wie ein Donnerwetter.
Vor Aerger darüber wurde das Mädchen noch röter. Sie
warf einen ungeduldigen Blick auf Flohil und bemerkte
mit heimlichen Vergnügen, daß er die Fäuſte ballte.

Er bezwang ſich mit großer Anſtrengung, aber ſeine
Zähne knirſchten und die Muskeln zuckten unter dem Leder

Mach Du Muſik, wir wollen

Die hatte

ſeiner Backen.

„Los, Maſurka!“ rief er aufgeregt und ſprang auf die
Füße.

Die Luft war geladen. Maleuvens merkte das und
ſchwieg. Vorſichtig machten die Paare den beiden Platz.
Die zuſammengezogenen Brauen des Mannes, ſeine blit-
zenden Augen, ſeine gekniffenen Lippen verrieten deutlich
ſeine Erregung. Eine Sicherheit kam über das Mädchen,
ſogar Stolz. Sie warf verächtliche Blicke auf die andern
Weiber. Der Mann zog ſie nach der Maſurka in einen
Schaukelwalzer. Berauſcht von ſeiner eignen Wildheit
fühlte er ſich nicht mehr verlegen. Und gern hätte er einen
Streit vom Zaune gebrochen, um mit der Kraft ſeines
Armes zu prahlen. Wie ſelbſtverſtändlich vertraute ſie
ſeiner Kraft, die ſie außerordentlich dünkte. Sie ſchmiegte
ſich an ihn und regte ihn auf mit ihrem verliebten Fleiſche,
das ſich mit dem großen Körper des blonden Rieſen paarte.
Jhre Schenkel ſchoben ſich eng ineinander. Sie hatte ſich
wohl eine ganze Flaſche Haaröl auf ihre ſchwarzen, glän-
zenden Haare gegoſſen, in denen Glasperlen blinkerten.
Dieſer ſtarke Duft, der ſich mit ihrer weiblichen Ausdünſtung
miſchte, ſtieg Flohil zu Kopf und machte ihn ſchließlich
ſchwach. Und er drückte ſie an ſich und empfand durch die
Berührung ihrer runden Brüſte einen heftigen Reiz.

Während einer Pauſe überredete er ſie, mit ihm in
den Nebenraum zu gehen und ſich von ihm traktieren zu
laſſen.

„Eine gute
dienung zu.

Er hatte ſich ihr gegenüber geſetzt.
den angezündet, es war Abend geworden.
ſehr rot und ihre Geſichter ſchwitzten.

Flaſche Brüſſeler!“ rief er der Be-

Die Lampen wur-
Sie waren beide

Es tat ihnen gut,

ſich ein wenig auszuruhen und zu erfriſchen. Er drängte
unterm Tiſche ſein Knie an das ihre mit einer Beharr-
lichkeit, die ſie nicht übelnahm. Unwillkürlich lächelten ſie
ſich an.

Das ſchöne Mädchen riß die Augen auf, als er, um
vor ihr mit ſeinem Wohlſtand zu prahlen, einen Louisdor

ließ, um das Goldſtück dann, als es bei ihr vorüberkam, mit
einem kurzen Klapp niederzuſchlagen. Hochachtung ergriff
ſie vor dieſem rieſenſtarken Menſchen, der Gold hatte.

„So viel Geld verdienen Sie!“ rief ſie mit leuchtenden
Augen.

Jhr Geſicht hatte ſeinen ſpöttiſchen Ausdruck verloren.
Er war zufrieden, wennſchon er ihr lieber durch Jugend-
lichkeit gefallen hätte.

Ausweichend erwiderte er:
„Nur manchmal. Jch bin kein Verſchwender. Nur

zur Kirmes laß ich was ſpringen. Man muß ſich doch auch
mal 'n Vergnügen machen.“

„Wer ſind Sie?“
Er nannte ſeinen Namen.
Sie war verſchiedene Male bei Coin-des-Tiſſerands

vorbeigekommen, wenn ſie Handſchuhe zur Händlerin nach
dem Marktplatz von Nederbrakel trug. Und ſie hatte ſeinen
Onkel und ſeine Tante gekannt und verſchiedene Male auf
dem Mont-des-Hérons in deren kleiner Schenke Milchkaffee
getrunken.

„Nicht möglich!“
„Ganz gewiß! Uebrigens wohn ich dort in der Nähe.“

(Fortſetzung folgt.)
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Arbeiter für dieſe beſondre Arbeit auch beſonders entlohnt werden.

Teilweiſe Sperrung des Eiſenbahn Güterverkehrs.
Zur Entlaſtung der Eiſeubahn wird, wie dies im Rhein und Main
oerkehr bereits ſeit dem J. März d. J. durchgeführt iſt, vom 1. Juli
an ein Teil des Güterverkehrs zwiſchen beſtimmten an der Elbe,
der Oder und den märkiſchen Waſſerſtraßen gelegenen Orten zur Be
förderung auf der Eiſenbahn nicht mehr durchgeführt.
Dafür wird der Verkehr von dieſem Tage an durch einen von der Schiff
fahrtsabteilung beim Chef des Feldeiſenbahnweſens eingerichteten Güter
dampferverkehr bedient.

Straßenverbot. Das unbefugte Stehenbleiben auf dem
Jmmelmannweg und dem Lilienthalweg zwiſchen Bergſchenkenweg und
Boelckeſtraße ſowie auf der Boelckeſtraße zwiſchen Jmmelmannweg und
Lilienthalweg iſt nach einer neuen Polizeiverordnung verboten.

Die Gefahren der Straße. Jn der Großen Steinſtraße
wurde ein 7 jähriger Schulknabe von einem Stadtbahnwagen angefahren
und zu Falle gebracht. Glücklicherweiſe erlitt der Knabe, der an dem
Vorfall ſelbſt ſchuld ſein ſoll, nur leichte Hautabſchürfungen am linken
Bein; es hätte aber ebenſogut ſchlimmer ausgehen können. Jedenfalls
ollte dieſer Vorfall beſonders den Eltern zur Warnung dienen, ihre
Kinder immer wieder auf die Gefahren der Straße aufmerkſam zu
machen und zur größten Aufmerkſamkeit gerade in den Straßen mit
Ztraßenbahn oder ſtarkem Fuhrverkehr anzuhalten. Man kann beiſpiels

weiſe bald jeden Tag beobachten, daß ſich die Kinder geradezu Spiele-
reien mit der elektriſchen Straßenbahn erlauben und dabei in einer
weiſe um die Wagen und auf den Schienen umherſpringen, als ob ſie
ich der Gefahr ihres Tuns abſolut nicht bewußt wären. Dazu trägt
Uerdings auch manchmal bei, daß die Sraßenbahnſchaffnerinnen mit
dem Wegwerfen ihrer aufgebrauchten Kartenblöcke zu dieſem Umſchwärmen
der Wagen erſt veranlaſſen. Das ſollte deshalb beſſer unterdbleiben,
zumal ſie ſich ja damit ſelber erſt dieſe Schwierigkeiten machen.

Selbſtmordverſuch. Geſtern abend verſuchte ein 18 Jahre
iltes Schulmädchen in der Nähe der Schieferbrüche ſich zu er-
tränken, es wurde aber durch zwei Männer mit einem Rettungs-

ing wieder aus dem Waſſer gezogen und dem Kinderheim zu-
eführt. Der Grund iſt angeblich ſchlechte Behandlung durch die
Pflegeeltern.

Diebſtahl. Am 15. Juni iſt einer Arbeiterin auf der Bahn
fahrt von Leuna nach Halle mit dem Zuge 6.13 Uhr nachmittags
von einem Mädchen eine Geldbörſe mit 30 Mark geſtohlen worden.
Die Täterin wurde bei der Tat überraſcht, das Geld iſt ihr wieder

abgenommen und der Beſtohlenen zurückgegeben worden.

Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.
Ausland-Eier: Am Sonnabend von 8 bis 1 Uhr, jede Perſon

2 Stück auf Nr. 24501 bie 28000 der neuen Lebensmittel-
ſcheine, pro Stück 32 Pfa.

Suppenwürfel: Am Sonnabend jede Perſon 1 Stück auf Nr. 60
des Warenbezugsſcheine, pro Stück 10 Pfg.

Haſelnußöl: Am Sonnabend von 8 vis 1 Uhr in der Talamt-
ſchule, jede Perfon Liter für 1,25 Mark auf Nummer
31501 bis 45500 der neuen Lebensmittelſcheine.

Aus der Provinz.
Keine Gerſte oder Kartoffeln zu Fütterungszwecken.

Vielfach wird die Beobachtung gemacht, daß die Landwirte
zurzeit Schweine im Gewicht von mehr als 150 Pfund im Stalle
tehen haben, die in der Hoffnung weiter gefüttert werden, daß
nach der Ernte wiederum Gerſte und Kartoffeln zur Verfügung
ſtehen werden, um die Tiere auf die bei Hausſchlachtungen in
Friedenszeiten gewohnten hohen Gewichte von weit über
2 Zentnern zu mäſten. Demgegenüber ſei darauf aufmerkſam
gemacht, daß bei der Notwendigkeit, Gerſte reſtlos für die
Brotverſorgung heranzugiehen und auch die Kartoffeln aus-
ſchließlich für die menſchliche Ernährung zu verwenden, von
einer Erfüllung dieſer Hoffnung keine Rede ſein kann. Es iſt
jedenfalls wirtſchaftlicher, dieſe ſchlachtreifen Schweine jetzt ab
zugeben.

Sonntagsarbeit in der Landwirtſchaft geſtattet.
Der Oberpräſident hat beſtimmt, daß die äußere Heilighal-

tung der Sonn und Feiertage auf Notarbeiten keine Anwendung
findet, und daß, ſoweit es die land wirtſchaftlichen Arbeiten er-
fordern, die betreffenden Arbeiter auch an den Sonn- und Feſt-
tagen zur Arbeit kommen müſſen. Selbſtverſtändlich müſſen die

Zur Hamfſtervertilgung.
Die Landwirtſchaftskammer hat durch Verſuche feſtgeſtellt,

daß ſich Ratinkulturen auch bei der Hamſtervertilgung in
hohem Maße bewähren. Sie haben auch den Vorteil, daß ihre
Anrichtung und Auslegung ſelbſt von Jugendlichen unter ent-
ſprechender Aufſicht nach einer dem Mittel beigegebenen An-
leitung leicht ausgeführt werden kann. Dabei ſind die zu be-
obachtenden Vorſichtsmaßregeln im Gegenſatz zu dem Hantieren
mit chemiſchen Giften gering. Jm übrigen ſind die Kulturen für
Hausſäugetiere Geflügel und Wild unſchädlich. Der Hauptwert
des Verfahrens liegt darin, daß es eine Seuche unter den Ham-
ſtern hervorruft, der faſt alle Tiere erliegen.

Vom Paßweſen aus ländiſcher Arbeiter.
Arbeiter haben in letzter Zeit des öftern

ihr Arbeitsverhältnis ohne ordnungsmäßige Beendigung gelöſt.
Verſehentlich iſt es dieſen auch gelungen, an der Grenze (trotz
des Fehlens eines Vermerks des Arbeitgebers in der Legitima-
tionskarte über die ordnungsmäßige Beendigung des Arbeits-
verhältniſſes) den Sichtvermerk zu erhalten und nach Hauſe zu-
rückzutehren. Um das für die Zukunft zu verhindern, ſind die
Sichtvermerksbehörden von zuſtändigen Stellen angewieſen wor-
den, den Reiſepaß nur dann mit dem Sichtvermerk zu verſehen,
wenn die Arbeitgeber in der Arbeiterlegitimationstarte die ord
nungsmäßige Beendigung des Arbeitsverhältniſſes beſcheinigt hat,
und beim Fehlen dieſer Beſcheinigung den Sichtvermerk nicht
eher zu machen, bis der ſtellvertretende Generalſtab der Armee,
Abteilung IIIb, Paßzentrale, ſich dazu geäußert hat. Allen Ar-
beitsgebern aber, die ausländiſche Arbeiter beſchäftigen, wird
für den Fall der Beſcheinigung der ordnungsmäßigen Beendigung
des Arbeitsverhältniſſes in der Arbeiterlegitimationstarte zur
Pflicht gemacht, daß die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes ord-

nungsgemäß erfolgt iſt. i

Ausländiſche

Merſeburg. Die furchtbare Wohnungs not inner-
halb unyrer Stadt wurde in der letzten Stadtverordneten-
Sitzung geſondert behandelt, da der Magiſtrat hierzu noch einen
dringlichen Antrag außerhalb der Tagesordnung eingebracht
hatte. Der Erſte Bürgermeiſter, Hertzog, wies einleitend darauf
zin, daß es jetzt unmöglich ſei, hier ine Wohnung zu finden, da
die Leunawerke eine Menge Menſchen hergebracht hätten. Dieſer

infolge ihres höhern Verdienſtes als des ortsüblichen imſtande
ſeien, höhere Mieten als die lang eingeſeſſenen Bewohner zu zah
len, nutzten ſehr viele Hausbeſitzer rückſichtslos aus. So wurde
alten, ſchon lange hier anſäſſſgen Einwolnern kurzerhand gekün-

ſich auf das bisherige gute Einvernehmen; und dieſe Mietſteige-
rungen wiederum wären fortgeſetzt auf der Tagesordnung. Ja,
viele Hauswirte gingen ſogar dazu über, kleinere Wohnungen ein
fach in einzelne Zimmer zu zerſchlagen und dieſe an Schlaf-
burſchen zu vermieten, nur um einen höhern Gewinn
herauszuſchlagen. Alle Schritte nun zur Erlangung von
Bauerlaubniſſen ſeien vergeblich geweſen; ebenſo ſei ein
Antrag, die Kaſerne für Wohnzwecke freizugeben, abgelehnt wor-
den. Aehnliche Klagelieder brachten die Stadverordneten ſelbſt
vor. Unter anderm gab Herr Barth an, daß ſich bei ihm oft
herzzerreißende Szenen abſpielten. Ecſt jetzt wieder
wäre eine Frau bei ihm eweſen, die zuſammen mit ſieben Kin-
dern 5 Jahre lang in einer Wohnung gewohnt habe und nun
ausgemietet worden ſei! Schließlich wurde ein Antrag des Magi-
ſtrats angenommen, zur Unterbringung wohnungs-
loſer Leute die Kaiſer-Wilhelm- Halle zu pach-
ten, von der ein Teil für Familien, der übrige als Ledigenheim
ſür das Leunawerk hergerichtet werden ſoll. Die Pachtgebühr be-
trägt 500 Mark für den Monat, die Pachtzeit 4 Jahre. Jn der
Hauptſache ſoll dieſe Maßnahme dazu dienen, die Wohnungen in
der Stadt von den Ledigen zu entlaſten, um ſo wieder mehr
Raum für die Familien zu bekommen und zugleich den Preis-
druck beim Mietzins zu mildern. Das iſt natürlich keine ideale,
geſchweige denn eine radikale Löſung der Wohnungsnot, wie
ſchon der Erſte Bürgermeiſter ganz richtig ſagte. Jndes läßt ſich
jetzt ſchwerlich ein andrer Weg finden.

Jm Zuſammenhang damit ſtebt eine zweite Maßnahme,
über die ſich der Erſte Bürgermeiſter ebenfalls in dieſer Sitzung

ausließ. Sie wird jetzt vom Magiſtrat und vom Vor-
ſtand der ſtädtiſchen Sparkaſſe in folgender Form
öffentlich bekanntgemacht:

Jn zahlreichen Fällen iſt langjährigen Mietern, beſonders
ſolchen mit mehreren Kindern, gekündigt worden, weil dem
Hauseigentümer von andrer Seite mehr Miete ge-
boten worden iſt, und weil der Hauseigentümer durch
Aufnahme von Schlafburſchen höhere Einnah-
men erzielen wollte. Bei der hier herrſchenden Wohnungs-
not iſt dies Verfahren auf das ſchärfſte zu verurteilen.

Der Magiſtrat und Vorſtand der ſtädtiſchen Sparkaſſe
haben beſchloſſen, daß allen Hauseigentümern, welche ſo ver-
fahren, ſofort die ſtädtiſchen Sparkaſſen- und Stiftungshypo-
theken gekündigt werden. Ebenſo wird bei denjenigen Haus-
eigentümern verfahren, welche bereits früher bisherige
Familienwohnungen in Schlafſtellenquar-
tiere umgewandelt haben und die dieſe Quartiere nicht bis
zum 1. Auguſt 1917 frei machen und wieder für Familien-
wohnungen zur Verfügung ſtellen. Mit neuen Mietern etwa
ſchon geſchloſſene Verträge ändern an der Durchführung der
Maßnahme nichts.

Die gekündigten Mieter werden erſucht, falls
ſie glauben oder wiſſen, daß einer der vorſtehend genannten
Fälle vorliegt, dies umgehend ſchriftlich dem Magiſtrat
zur Nr. II 3095/17 mitzuteilen damit der Fall
unterſucht und gegebenenfalls die Kündigung ausgeſprochen
werden kann.

Das iſt eine Maßnahme, deren Gründlichkeit und Entſchie-
denheit nur mit Freuden zu begrüßen iſt. Sie dürfte auch ihre
Wirkung nicht verfehlen und ſo wenigſtens eine nach Maßgabe
der Verhältniſſe mögliche Linderung der Wohnungsnot herbei-
führen. Nur faßt ſie noch nicht alle profithungrigen Haus-
beſitzer, nämlich die ohne ſtädtiſche Hypothek. Um auch ſie unter
den öffentlichen Zwang zu bringen, und zugleich, um auch die
übrigen Maßnahmen des Magiſtrats aufs kräftigſte zu unter-
ſtützen, fordern wir alle unſre Leſer auf, jeden Fall brutalen
Vorgehens profitgieriger Hausbeſitzer gegenüber ihren Mietern
uns ſofort unter Angabe aller Einzelheiten wahrheitsgemäß mit-
zuteilen, damit wir einen jeden dieſer Schädiger der Allgemein-
heit vor aller Oeffentlichkeit an den Pranger ſtellen können.

Prinzipienfrage oder perſönlicher Zank?
Während der letzten Stadtverordnetenſitzung iſt es in unſerm
ſonſt ſo ruhigen Gemeindeparlament zu einer heftigen Ausein-
anderſetzung zwiſchen dem Erſten Bürgermeiſter und etlichen
Stadtverordneten gekommen. Der Grund dazu war, daß der
Bürgermeiſter die Begründung des Antrages, nachträglich noch
die Anſchaffung eines dritten Kochkeſſels für das Krankenhaus zu
genehmigen, der Preſſe zur Veröffentlichung übergeben hatte.
Jn der Form dieſer Begründung nun ſah der Stadtverordnete
Scholtz eine Kränkung des früheren Dezernenten Dehne, während
der Bürgermeiſter eine ſolche Animoſität ableugnete. Das wäre
nun inſoweit eine mehr häusliche Angelegenheit der beiden
ſtreitenden Teile, wenngleich man natürlich auch verlangen muß,
daß zu ſolchen Dingen nicht noch die Preſſe und das Publi-

jkum mißbraucht werden, ganz gleich, ob gerade an der Behaup-
tung des Jnterpellanten etwas Wahres iſt oder nicht. Nur ſcheint
ſich dabei Herr Scholtz über das Verhältnis zwiſchen Magiſtrat,
Stadtverordneten, Preſſe und Publikum in einer Weiſe ausge-
laſſen zu haben, die mehr allgemeinere Beachtung verdient. Nach
dem „Korreſpondent“ hat er geſagt:

„Eine Belehrung der Stadtverordneten durch die Preſſe ſei
nicht notwendig. Auch die breite Maſſe habe keinen Anſpruch
darauf, zu erfahren, wie der Magiſtrat ſeine Vorlagen begründe.
Die Preſſe ſei am allerungeeignetſten bei dieſer Mitarbeit des
Magiſtrats. Die breite Maſſe verſtehe ſo ein Vorgehen des
Magiſtrats nicht, am allerwenigſten, da ſich die Spitze gegen den
früheren Dezernenten Stadtrat Dehne richte.“ Hat er damit
gemeint, daß der Magiſtrat den Preßorganen überhaupt nichts
mitzuteilen habe und daß die Bevölkerung die Vorgänge auf
dem Rathauſe abſolut nichts angingen, ſo müßte das natürlich
aufs ſchärfſte zurückgewieſen werden; denn ſo iſt die Sache nun
ddch nicht, daß die Herren auf dem Rathauſe ganz wie vor etlichen
Jahrzehnten noch geradewegs tun und laſſen könnten, was ihnen
beliebte, und die Bevölkerung ſich den Teufel darum zu ſcheren
habe. Aber genau ſteht das uns nicht feſt; dazu langt der vor-
liegende Bericht nicht aus, zumal er immer wieder von Hin-
weiſen des Stadtverordneten Scholtz auf perſönliche Zwiſtigkeiten
ſpricht. Außerdem kehren dieſe Momente auch in andern Be-
richten als in dem des „Korreſpondent“ wieder. Aus dieſem
Grunde bleibt für uns immer noch die Frage offen, ob es ſich bei
dieſer Auseinanderſetzung wirklich um eine Prinzipienfrage oder
ob es ſich nur um perſönlichen Zank gedreht hat.

Torgau. Einbruchsdiebſtahl. Ein größerer Einbruch
iſt während der Nacht zum Mittwoch im Bahnmeiſtereigebäude verübt
worden. Nachdem die Diebe in den Geſchäftsraum eingedrungen ſind,
wo ſie etwas Geld entwendeten, ſuchten ſie die gegenüberliegende
Wohnung des Eiſenbahnaſſiſtenten heim, wo ſie ſich zunächſt in der
Küche einen Geldbetrag aneigneten und dann aus dem Keller verſchiedene
Lebensmittel, darunter auch etwas eingewecktes Fleiſch und Kartoffeln,

Umſtand nun und der weitere, daß dieſe Beamten un Arbeiter ſtahlen.

digt, wenn ſie die höhern Mieten nicht zahler könnten, ohne Rück

Weißenfels. Zur Erinnerung an Luiſe v. Francois
die ihre letzten Lebensjahre hier verbrachte und deren Geburtstag nun

zum 100. Male wiederkehrte, wurde am Mittwoch in den Schulen eine
rze Darſtellung des Lebens und der Werke der Dichterin gegeben,

wobei etwa 300 Bände ihrer Werke an fleißige Schüler zur Verteilung
gelangten. Zur Feier am Grabe widmete der Generalſekretär der
Schillerſtiftung, Profeſſor Dr. Bulle. der Dichterin eine Ehrung. Jm
Jugendheimſaal hielt Profeſſor Schröter einen Vortrag über Dichtung
und Heimat in den Werken der Dichterin“. Zum Schluß erfolgte die
Enthüllung von zwei Gedenktafeln an den beiden Wohnſtätten Luiſe
von Francois'.

Eine Stadtverordneten Sitzung hat am Mittwoch
ſtattgefunden. Jn dieſer wurde mitgeteilt. daß ein ungenannt ſein
wollender Bürger der Stadt 100 000 Mark zum Fonds für ein neues
Krankenhaus und Stadtrat Schacht 2500 Mark für eine Orgel in der
Friedhofskapelle geſtiftet haben. Die betriebsſteuerpflichtigen Betriebe
ſollen auf das Jahr 1917 von dem Betriebsſteuerzuſchlag für 191
befreit bleiben. Es handelt ſich um einen Betrag von 1337 Mart.
Um für die Volksernährung auch in der kommenden Zeit genügend
gedeckt zu ſein, ſoll in der Neuſtadt eine zweite ſtädtiſche Speiſeanſtalt
errichtet werden. Die Einrichtungskoſten betragen 9200 Mark. Jn
der Neuſtadt ſoll 800 Quadratmeter Vorderland und 400 Quadratmeter
Hinterland zum Einheitspreis von 15 bzw. 10 Mark 16000 Mart,
worin Straßenausbaukoſten enthalten ſind, verkauft werden. Um
Kohlenreſerven für die ſtädtiſche Bevölkerung beſchaffen zu können, ſoll
ein Kohlenſchuppen in der Neuſtadt errichtet werden, zu welchem Zwecke
4406 Mark bereitgeſtellt werden.

Leichenlandung. Vor einigen Tagen iſt die Leiche des
55 jährigen Schiffers Ernſt Schlöps aus Freyburg a. d. U. an der
Beuditzſchleuſe aus dem Waſſer gezogen worden. Schlöps arbeitete in
der Nähe der Schleuſe und wohnte auf einem dort angelegten Kahn.
Aller Wahrſcheinlichkeit nach iſt er beim Betreten des Kahnes fehlgetreten
und ins Waſſer gefallen, wobei er ſeinen Tod fand.

Wittenberg. Eine weitere Einſchränkung des
Waſſerverbrauchs iſt vom Magiſtrat durch folgende Verfügung
angeordnet worden „Bei der anhaltenden Hitze iſt der Waſſerverbrauch
aus der ſtädtiſchen Waſſerleitung beſonders in den letzten Tagen ein
ſehr hoher geweſen und es wird notwendig, die Waſſerabgabe bis zur
Beendigung der Pumpenreparatur, die vorausſichtlich in einigen Tagen
beendet ſein wird, noch mehr einzuſchränken. Die Waſſerabgabe kann
daher bis auf weiteres nur von 7 bis 12 Uhr vormittags und von 7
bis 7 Uhr nachmittags ſtattfinden. Die Maßnahme iſt notwendig,
um im Fall einer Feuersgefahr hinreichend Waſſer in Reſerve zu haben.“
Weiterhin verweiſt der Magiſtrat auf eine ausgedehnte Benutzung der
beſtehenden Röhrwaſſer und Brunnen.

Schwurgericht Halle.
um einer lumpigen Gans willen

Wiederum wie jetzt faſt in jeder Schwurgerichtsperiode hatte
ſich quch ein vom Militär entlaſſener Jnvalide, der 22jährige Ar
beiter Franz Wendler aus Schkeuditz, vor den Geſchworner
zu verantworten. Er hat in ſeiner Jugend die Dorſſchule be
ſucht, kam zu einem Bauer, ſtürzte von der Bodentenne und
mußte längere Zeit in ärztlicher Behandlung bleiben. Später
arbeitete er im Schachte zuſammen mit ſeinem Vater, der rech:
zufrieden mit ihm war. Jm Oktober 1914 wurde er eingezogen
und kam Anfang 1915 ins Feld. Er führte ſich ſehr gut und
wurde verwundet: er erhielt einen Schuß durch den Oberſchenfe
und einen zweiten durch die Lunge. Darauf kam er in verſchie
dene Lazarette. Als er wegen einer W'iderſetzlichkeit eine dre
tägige Strafe abſitzen wollte, machten ſich Zeichen von Geiſtes
geſtörtheit bemerkbar, die eine Ueberführung in eine Anſtalt not
wendig machten. Dort wurde er 14 Tage lang auf ſeinen Geiſtes
zuſtand geprüft und einige Zeit darauf als unbrauchbar mit
Rente entlaſſen: Man hatte geglaubt, bei ihm Anzeichen von
Jugendirreſein zu bemerken. Er blieb 4 Monate bei ſeinem
Vater und zog dann nach Merſeburg. Von hier ans ſuchte er
ſich Arbeit in den Leunawerken. Als er 14 Tage dort gearbeitet
hatte, fühlte er ſich nicht wohl. Er will, ſeitdem er im Trommei
feuer gelegen hatte, ſtets ſtarke Kopfſchmerzen haben.

Am 13. Oktober vorigen Jahres ging er auf einem Umwes
über Leung nach Merſeburg. Unterwegs traf er mit einem
ältern Arbeiter zuſammen, der gleichfalls in Leung beſchäft'g
war. Dieſem erzählte er, daß er eine Gans haben müſſe, um
ſeine Miete zuſammenzubringen. Er fragte den unbekannten
Mann auch, ob er nicht ein Huhn für ſeine Familie haben wolle
was dieſer ablehnte, da er auf ſeine alten Tage nicht mit der
Geſetzen in Konflifkt kommen wollte. Plötzlich packte ihn Wendle
und ſagte zu ihm: Du willſt mich wohl verraten. Er zwang
dann den andern, einen andern Weg nach Merſeburg einzuſchla
gen. Wendler ſelbſt begab ſich nach einer Wieſe, auſ der Gänſ.
weideten. Er erſchlug eine Gans und tötete ſie vollends durch
einen Stich in den Hals. Das Tier verſteckte er dann unker
Laub in einem Graben. Als er noch einer weitern Gans den
Garaus machen wollte, kam die Tochter des Beſitzers der Tier
und rief ihm zu: Du Maushaken willſt unſre Gänſe totſchlagen!“
Darauf entfernte ſich Wendler ſchimpfend. Das Mädchen teilte
dann, nachdem ſie die getötete Gans gefunden hatte, den Leuten
im Dorfe mit, ſie ſollten auf ihre Gänſe aufpaſſen, es ſei ein
Diel dageweſen.

Jn der Nähe des Grabens hatte der Gemeindevorſteher von
Leunag, der zufälligerweiſe auf Urlaub da war, ſeinen Garten. Als
er von ſeiner Frau von dem Vorfall erfuhr, ſcheint er acht dar
auf gegeben zu haben, ob der Dieb die Gans holen werde. Das
ſollte zu ſeinem Tode führen. Gegen 1 Uhr mittag ſah er einen
Mann nach der Gans ſuchen und nahm ſeinen Oebſterhaken. Er
ging auf den Wendler, denn das war der Mann, zu und ſagte
zu ihm: „Sie haben eine Gans totgeſchlagen!“ Wendler muß
darauf ſeinen Militärdolch aus dem Rockärmel gezogen und auf
den Gemeindevorſteher Jauck zugegangen ſein. J. ſchlug zu, um
den Dolch aus der Hand zu ſchlagen, bekam aber im gleichen
Augenblick einen Stich. Als er ſich bückte, um den ihm entfalle
nen Stock aufzuheben, erhielt er einen zweiten Stich, der ihn
tödlich verletzte. Der Angreifer entkam, und der Getroffene
ſchleppte ſich unter Hilferufen ein Stück nach einem Hauſe zu.
Man eilte ihm zu Hilfe und holte ſeine Verwandten herbei.
Seinem Schwager erzählte der Sterbende, der bei voller Beſin
nung war, den Vorgang in der oben geſchilderten Weiſe. Er
fügte noch hinzu: „Jch muß ſterben, er hat mich ins Herz ge
troffen. Um einer lumpigen Gans willen muß ich mein Leben
laſſen.“ Ein telephoniſch herbeigerufener Arzt verband die Wan
den und ſorgte für Ueberführung in das Merſeburger Lazarett
wo der Verletzte nach einigen Stunden verſtarb.

Der Täter war am nächſten Tage zum Schlachtfeſt nach
Hauſe gefahren, um dann nach ſeiner Rückkunft verhaftet zu wer
den. Er wollte nichts davon wiſſen, wie er zu dem Dolche ge
kommen ſei. Er habe in Aufregung gehandelt. Er wiſſe nur
noch, daß der Getroffene ſeine Hand gefaßt habe. Da habe er
erſt geſehen, daß er den Dolch in der Hand hatte.

Die Sachverſtändigen erklären, daß der Angeklagte verant
wortlich iſt, er ſei nur minderwertig. Der Militärarzt erklärte,
daß man die Eingelieferten ſchnell los werden müſſe, deshall
habe man angenommen, daß es ſich bei dem eigenartigen Be
nehmen des Angeklagten um beginnendes Jugendirreſein han-
delte. Die Geſchwornen bejahten die Schuldfragen, die auf
Diebſtahl und vorſätzliche Körperverletzung mit Todesfolge laute
ten. Der Staatsanwalt beantragte 6 Jahre 2 Monate Zucht
haus.

Das Gericht erkannte auf vier Jahre zwei Mo
nate Zuchthaus und rechnete 2 Monate der Unterſuchung
haft an. Ferner wurden dem Angeklagten die bürgerlichen Ehren-
rechte auf 5 Jahre aberkannt. Der Angeklagte war Jnhaber de
Eiſernen Kreuzes.
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